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Im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) berät die Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) im Kontext der deutschen Entwicklungszusammenarbeit die 
Weiterentwicklung von Nationalen Berufsbildungsagenturen. Dabei unterstützen aktuell  die Programme der beruflichen 
Bildung in Albanien, Kirgisistan, Mongolei, Usbekistan, Vietnam, Ruanda, Kosovo, Ghana, Namibia, Myanmar, Indonesien, 
Pakistan und in den Palästinensischen Gebieten die Partnerorganisationen durch Maßnahmen der Organisationsent-
wicklung bei ihren Reformanstrengungen. Nationale Berufsbildungsagenturen sind als staatliche, halb-staatliche oder 
autonome Durchführungsorganisationen ein zentraler Akteur in der Entwicklung und Qualitätssicherung von beruflicher 
Bildung und gleichzeitig ein Vermittler zwischen Staat und Wirtschaft. 

Die vorliegende Studie soll dazu dienen, die Thematik „Nationale Berufsbildungsagenturen“ in den theoretischen Hinter-
grund der Governance-Forschung im Bereich der beruflichen Bildung einzuordnen. Sie soll zugleich ein erster Baustein 
sein, das vorhandene Wissen zu systematisieren und aufzubauen. Nur auf der Grundlage dieser und weiterführender 
Arbeiten wird es den Beraterinnen und Beratern in der internationalen Zusammenarbeit möglich sein, eine angemesse-
ne Fachberatung im Rahmen von Veränderungsprojekten anzubieten und somit zum Erfolg der Reformen der Partner 
wirkungsvoll beizutragen.

Wir möchten uns an dieser Stelle bei Prof. Dr. Dietmar Frommberger für die sehr interessante Studie sowie die gute Zu-
sammenarbeit bedanken. Wir hoffen, dass die Studie einen ersten wichtigen Beitrag zur weiteren Diskussion und Ausar-
beitung der Thematik leisten wird. Über Anregungen und konstruktive Kritik freuen wir uns. Bitte wenden Sie sich dafür 
an Bianca Rohrbach (bianca.rohrbach@giz.de) als Ansprechperson in der GIZ.

Wir wünschen Ihnen eine angenehme Lektüre.

Bianca Rohrbach und Dr. Klaus-Dieter Meininger 
Sektorvorhaben Berufliche Bildung
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In der vorliegenden Untersuchung wird auf der Basis 
einschlägiger Literatur und unter Berücksichtigung di-
verser Fallbeispiele der Frage nachgegangen, mit welchen 
Governanceprinzipien nationale Berufsbildungsstruktu-
ren weiterentwickelt werden und welche Aufgaben und 
Funktionen in diesem Zusammenhang Nationalen Berufs-
bildungsagenturen zukommen können. Nationale Berufs-
bildungsagenturen (NBA) sind als staatliche, halbstaatliche 
oder autonome Organisationen zentrale Instanzen/Akteu-
re in der Entwicklung und Qualitätssicherung beruflicher 
Bildung und gleichzeitig ein Vermittlungsorgan zwischen 
Staat und Wirtschaft; der Begriff „Wirtschaft“ umfasst Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmeraktivitäten und -interessen. 
Nationale Berufsbildungsagenturen erfüllen eine wichtige 
gesellschaftliche und politische Funktion zur Regulie-
rung der beruflichen Bildung in einem Land und/oder in 
einer Region. Im Rahmen der vorliegenden Studie wird 
die Bezeichnung „Nationale Berufsbildungsagenturen“ 
verwendet; daneben existieren weitere Bezeichnungen in 
verschiedenen Ländern (vgl. Kapitel 4).

Das Thema tangiert insofern die Möglichkeiten und  
Grenzen der politischen Steuerung beruflicher Bildung, 
mithin die Absicht der gesellschaftlich legitimierten  
Instanzen, das Feld der beruflichen Bildung in Betrieb 
und Schule absichtsvoll zu gestalten. Eng verbunden  
ist diese Thematik mit dem politischen Anspruch der  
Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung in der 
beruflichen Bildung.

Die übliche Herausforderung für politische Organe liegt 
darin, die handelnden Akteure und Institutionen zu 
gewünschten Verhaltensweisen zu bewegen. Steuerungs-
impulse zur Veränderung von Verhaltensweisen sind 
häufig nicht erfolgreich, da die betroffenen Einrichtungen 
alternativ nach gewohnten, bewährten und dominieren-
den Interessen entscheiden und agieren. Anordnung „von 
oben“ bzw. Verhaltensnormierung per Gesetz allein reicht 
nicht aus, vielmehr sind Kooperation und Verhandlung 
notwendig, um die Akzeptanz und Nutzenwahrnehmung 
und damit die Voraussetzung für die Umsetzung von 
Regeln und normativen Vorgaben herzustellen. Zugleich 
benötigen die politischen Organe die notwendige Legi-
timation und Anerkennung. Nur solche politischen Orga-
ne werden erfolgreich Steuerungsimpulse setzen können, 
die von den betroffenen Akteuren und Institutionen 
weitgehend anerkannt werden. Hierfür sind Mitsprache- 
und Beteiligungsmöglichkeiten notwendig. 

Für das Feld der beruflichen Bildung bedeutet dies kon-
kret, dass die Akteure der beruflichen Bildung maßgeblich 
an den Entscheidungsfindungsprozessen beteiligt werden 
und Zuständigkeiten für die Kontrollprozesse gewinnen. 
So wird die nachhaltige Einbeziehung der Unternehmen 
in ein System der beruflichen Bildung nur gelingen, sofern 
die Arbeitgeber- und – soweit organisiert – Arbeitnehmer-
interessen im Rahmen der Entwicklung von Regularien 
für die Berufsbildung (zum Beispiel Curricula) und hin-
sichtlich der Qualitätskontrolle (zum Beispiel in Bezug auf 
Prüfungen oder mittels Akkreditierungen) systematisch 
und paritätisch beteiligt werden.

Das Feld der beruflichen Bildung liegt im Überschnei-
dungsbereich der Bildungs-, Wirtschafts- und Sozialpo-
litik. Entsprechend vielfältig sind die Interessen der dort 
einflussreichen und unterschiedlichen gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Akteure. Nationale Berufsbildungs-
agenturen gewinnen für den Prozess der Aushandlung 
der Interessen eine zentrale Bedeutung. Zugleich konkur-
rieren sie mit anderen Einrichtungen, insbesondere mit 
solchen, die bereits sehr viel länger im Feld der beruflichen 
Bildung mit Befugnissen ausgestattet sind.

Das Ziel dieser Studie liegt darin, Empfehlungen zu wich-
tigen Aspekten vorzubereiten und zu skizzieren, die in der 
Beratung im Rahmen der bi- und multilateralen Berufs-
bildungszusammenarbeit Beachtung finden können. Für 
die Formulierung von Empfehlungen sind Informationen, 
Beschreibungen und Erklärungen notwendig, um diese 
Empfehlungen einordnen zu können. Ohne die Berück-
sichtigung von Kontexten können Empfehlungen nicht 
angemessen verstanden und umgesetzt werden. Auch 
hierzu trägt die vorliegende Studie ausdrücklich bei. Der 
spezielle Blick ist auf den Auf- und Ausbau nationaler 
Berufsbildungsagenturen im Zusammenhang mit unter-
schiedlichen berufsbildenden Systemstrukturen gerichtet. 
Im Rahmen der vorliegenden explorativen Untersuchung 
werden darüber hinaus Informationsbedarfe identifiziert, 
die einer weiterführenden empirischen Bearbeitung 
bedürfen. 

In den nachfolgenden Ausführungen werden zunächst 
(Abschnitt 2.1) aktuelle Ergebnisse der Governancefor-
schung vorgestellt, nach denen – etwa in Anlehnung an 
Barnes/Newman/Sullivan (2004) – die Grenzen zwischen 
Staat, Zivilgesellschaft und Markt verschwimmen und 
alternative Regierungsformen an Gewicht gewinnen. Für 
die Berufsbildung ist das (New)Governancekonzept von 

1. Gegenstand, Zielstellung  
 und Aufbau der Studie
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besonderer Bedeutung, da es im Unterschied zum Top-
Down-Regieren die beteiligten Kontexte und Akteurskon-
stellationen viel stärker in den Blick nimmt und damit 
die konkreten Interessen der Stakeholder systematisch 
Berücksichtigung finden können. Nationale Berufsbil-
dungsagenturen können der Zusammenführung und 
Aushandlung der diversen Interessen dienen. 

In Abschnitt 2.2 werden allgemein die typischen Modelle 
der Steuerung der beruflichen Bildung skizziert, die in 
verschiedenen Ländern in unterschiedlichen Ausprägun-
gen zu beobachten sind, bevor in Abschnitt 2.3 aktuelle 
Tendenzen aufgezeigt werden, die in der beruflichen 
Bildung auf die Entwicklung von Mischsystemen und 
die Einbindung der Unternehmen als Lernorte zielen. Es 
wird deutlich, dass die Rolle des Staates in verschiedenen 
Ländern unterschiedlich stark ist und es verschiedene 
Möglichkeiten gibt, private und öffentliche Interessen zu 
verbinden. Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen 
Traditionen in den Ländern besitzen auch die Nationalen 
Berufsbildungsagenturen unterschiedliche Bedeutungen.

In Kapitel 3 wird die vorliegende Thematik in den Zusam-
menhang mit der Qualitätsentwicklung in der berufli-
chen Bildung gestellt. Die Qualitätsentwicklung, also die 
Bewirkung einer gewünschten positiven Weiterentwick-
lung der beruflichen Bildung, ist von den Möglichkeiten 
und Grenzen der Steuerung der Verhaltensweisen der 
Akteure abhängig. Qualität und Qualitätsentwicklung, 
eine aktuelle Begrifflichkeit im theoretischen Diskurs über 
die berufliche Bildung und im konkreten berufsbildungs-
politischen Diskussions- und Entscheidungsprozess in der 
beruflichen Bildung, sind daher unmittelbar mit der vor-
liegenden Thematik verbunden. Die Qualitätsentwicklung 
ist auf verschiedenen Ebenen angesiedelt und schließt  
die Form der politischen Steuerung und Mitwirkung ein. 
Nationale Berufsbildungsagenturen dienen – cum grano 
salis – der Qualitätsentwicklung und der Qualitätssicherung 
in der beruflichen Bildung. Dort können die notwendigen 
Entscheidungen und Maßnahmen abgestimmt werden, die  
ihre Wirkung im Feld der beruflichen Bildung entfalten 
sollen.

Wie weiter oben angedeutet, stellen die nationalen Berufs-
bildungsagenturen Instanzen dar, in denen die verschie - 
de nen Interessen in der beruflichen Bildung ausgehandelt 
und in umfängliche Maßnahmen übersetzt werden. Ihre 
grundsätzliche Funktion, die sie insbesondere in Bezug auf 
die Standardisierung der betrieblichen Qualifizierungs-

prozesse einnehmen, wird in Kapitel 4 erörtert. In Kapitel 
5 erfolgt die Darstellung der konkreten Fallbeispiele für 
nationale Berufsbildungsagenturen aus verschiedenen 
Ländern. Empfehlungen und Hinweise auf den weiteren 
Untersuchungsbedarf schließen die Studie ab.

1. Gegenstand, Zielstellung  
 und Aufbau der Studie
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2.1 

GOVERNANCE: ZUSAMMENSPIEL VON 
AKTEURSKONSTELLATIONEN UND 
HANDLUNGSKOORDINATIONEN IM 
MEHREBENENSYSTEM 

Die eingangs skizzierten Fragestellungen zu den Funktio-
nen und Strukturen nationaler Berufsbildungsagenturen 
fallen in die theoretische und empirische sozial- und 
politikwissenschaftliche Governanceforschung. In den 
Blick geraten die Ansätze, Möglichkeiten und Grenzen der 
Steuerung und Wirkungskontrolle beruflicher Bildung. 

In den Modellen und empirischen Untersuchungen der 
Governanceforschung wird in analytischer Hinsicht nicht 
mehr von einer eindimensionalen Perspektive der regie-
renden Institutionen ausgegangen, welche das gewünsch-
te Verhalten der sozialen Akteure quasi hierarchisch len-
ken und kontrollieren könnten. Vielmehr wird der Begriff 
„Governance“ mittlerweile von dem Begriff „Government“ 
(Regierung, Staat) abgegrenzt und von „New Governance“ 
wird gesprochen, „wenn es um das Regieren jenseits blo-
ßer staatlicher Entscheidungen geht“ (Kussau/Brüsemeis-
ter, 2007; dort in Anlehnung an Rhodes 1996; 1997). 

Diese politisch-praktische und politikwissenschaftliche 
Entwicklung wird auch von Oliver (2010) konstatiert, dort 
für den Bereich der beruflichen Bildung: “Modern defini-
tions of governance are much broader, they are not restricted 
to a government context centred on the power of the state, 
and they take account of a wider set of factors relating to the 
parties who are involved or affected.” Weiter formuliert Oli-
ver (2010, dort in Anlehnung an Abrams et al., 2003): „One 
such definition emphasises governance as the interactions 
among institutions, processes and traditions that determine 
how power is exercised, how decisions are taken on issues 
of public and often private concern, and how stakeholders, 
including citizens, have their say.”

Die Bedeutung von Governance in Bildung und Berufs-
bildung ist insofern umfassender als die der staatlichen 
Steuerung und Kontrolle. Es werden primär Formen kol-
lektiven Handelns, „von der institutionalisierten zivilge-
sellschaftlichen Selbstregelung über verschiedene Formen 
des Zusammenwirkens staatlicher und privater Akteure 
bis hin zu hoheitlichem Handeln staatlicher Akteure“ 
betrachtet (Mayntz 2004, S. 66). Küssau/Brüsemeister 

(2007) formulieren sogar, dass „eine rechtliche, hierar-
chische Steuerung und Beeinflussung der verschiedenen 
Akteure in einem institutionalisierten Handlungssektor 
(…) immer mehr als ein empirischer Grenzfall (erscheint).“ 
Umso mehr laute also die generelle analytische Frage, wie 
die Handlungsabstimmung in einem Mehrebenensys-
tem mit zahlreichen Akteuren erfolge. Die Formen und 
Ausprägungen der Handlungskoordination zwischen 
diesen Akteuren aus Staat, Zivilgesellschaft und Wirtschaft 
und deren Beziehungen stünden im Vordergrund. Und 
insofern sei die Governance-Perspektive auch Ergebnis 
eines historischen Wandels in den Beziehungen zwischen 
Gesellschaft, Staat und Markt und dem Denken über diese 
Beziehungen. Demnach stehe der Staat nicht mehr als 
„Ordnungsmacht“ im Zentrum der Gesellschaft, sondern 
neben und in Konkurrenz zur Gesellschaft und zum 
Marktgeschehen: „Zwar werden Forderungen nach wie 
vor an den Staat adressiert, nicht aber die gleichzeitige 
Erwartung als Glaube, kollektive Probleme auch lösen, gar 
gesellschaftliche Entwicklungen allein steuern zu kön-
nen.“ (Küssau/Brüsemeister 2007). Auch die UN (Commis-
sion on Global Governance 1995) hatte den Begriff eng in 
den Zusammenhang mit der kooperativen Aushandlung 
der Interessen gestellt: “Governance is the sum of the many 
ways individuals and institutions, public and private, mana-
ge their common affairs. It is a continuing process through 
which conflicting or diverse interests may be accommodated 
or cooperative action may be taken. It includes formal ins-
titutions and regimes empowered to enforce compliance, as 
well as informal arrangements that people and institutions 
either have agreed to or perceive to be in their interest.”

Auch für die Weiterentwicklung der Berufsbildung in der 
Europäischen Union besitzt die Governance-Perspektive 
eine hohe Bedeutung, insbesondere zur Entwicklung 
von Berufsbildungsstrukturen, in denen das work-based-
learning an Stellenwert gewinnt: “Governance in TVET can 
be defined as a model for TVET policy-making management 
based on involving stakeholders at all levels (sectoral, local/
regional, national or international) for objective setting, im-
plementation and monitoring. Governance aims to reinforce 
interaction between stakeholders and improve accountabi-
lity, transparency, coherence, efficiency and effectiveness of 
policy (Cedefop 2011).”

Zentral ist in dieser Betrachtungsweise und in diesem 
Verständnis politischer Willensbildung und -umsetzung, 
dass Akteurskonstellation und Handlungskoordination in 
einem Mehrebenensystem erfolgen: „Mehrebenensysteme 

2. Einbettung der Fragestellungen in die Governanceforschung und  
 in die Entwicklungen in der Berufsbildung
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[…] entstehen, wenn zwar die Zuständigkeiten nach Ebenen 
aufgeteilt, jedoch die Aufgaben interdependent sind, wenn  
also Entscheidungen zwischen Ebenen koordiniert werden  
müssen“ (Benz 2004, 127; hier zitiert nach Küssau/Brüse-
meister 2007). In einem Mehrebenensystem finden mithin 
grenzüberschreitende Koordinierungen statt: „Insbeson-
dere ‚horizontale‘ Beziehungen zwischen Akteuren des 
Staates, der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft, die unter 
dem Begriff der „regionalen Governance“ diskutiert wer-
den, führen den Begriff der Ebenen, der im Mehrebenen-
system steckt, von allzu hierarchischen Konnotationen 
weg. Der Begriff des Mehrebenensystems erhebt somit 
die systematischen Grenzüberschreitungen, die zwi-
schen formalen Ebenen und Zuständigkeiten auftreten, 
zum Normalzustand, um die Bedingungen, Prozesse und 
Wirkungen von grenzüberschreitender Koordination zu 
erforschen“ (Kussau/Brüsemeister, 2007).

Auf die Begriffe der politik- und sozialwissenschaftlichen 
Governance-Perspektive – Akteurkonstellation, Mehre-
benensystem sowie Handlungskoordination – wird auch 
in der Educational Governance-Forschung rekurriert 
und sie finden „für die Analyse von Schul-, Hochschul- 
und Berufsbildungssystemen Verwendung (…). Durch 
den veränderten analytischen Zugriff kommen (i) mehr 
Aspekte des Steuerungsgeschehens in den Blick, werden 
(ii) aktuelle Entwicklungen der Systemsteuerung (zum 
Beispiel Netzwerke, Delegierung von Verantwortung) der 
Analyse besser zugänglich und wird es (iii) leichter, Beiträ-
ge unterschiedlicher Disziplinen in Beziehung zu setzen“ 
(Altrichter/Brüsemeister/Wissinger 2007, S. 11).

Die Governance-Perspektive steht nicht im Gegensatz zu 
der originären Intention, die Verhaltensweise der Akteu-
re und Institutionen zu normieren. Allein der Weg der 
Veränderung dieser Verhaltensweisen ist alternativ und 
zielt auf die unmittelbare Mitnahme und systematische 
Berücksichtigung der Interessen der Akteure, um deren 
Handlungen es geht: „Governance-Regelungen (…) erhe-
ben den Anspruch auf Verbindlichkeit (…) Entscheidend 
ist, dass sich das Referenzkollektiv von Governance über 
den Geltungsanspruch der Verbindlichkeit im Klaren ist 
(…) So kann Governance nicht nur mit Wertrationalität 
(und Altruismus) oder Konventionen, sondern auch mit 
Kosten-Nutzen-Kalkülen einhergehen“ (Draude/Schmelz-
le/Risse 2012).

Insofern ist die Aushandlung und Koordinierung einer 
privaten und öffentlichen/gemeingütlichen Handlungs-
orientierung nicht an staatliche Akteure gebunden. Viel - 
mehr stellt „Öffentlichkeit“ eine Orientierung an einer 
Handlungsorientierung „im Sinne der Etablierung ver-
bindlicher Regeln mit kollektivem Nutzen und der Be- 
reitstellung von Kollektivgütern dar. In Räumen begrenz-
ter Staatlichkeit kommt es immer wieder vor, dass staat-
liche Akteure ihre Ämter zu privaten Zwecken nutzen (…)  
oder dass private Akteure im öffentlichen Interesse han - 
deln (zum Beispiel Religionsgemeinschaften oder ent-
wicklungspolitische NGOs, die Krankenhäuser unter-
halten). Die Abkopplung der (öffentlichen oder privaten) 
Handlungsorientierung von bestimmten Akteurstypen ist 
also eine Notwendigkeit, die sich aus unserem speziellen 
Anwendungskontext des Governance-Konzepts ergibt“ 
(Draude/Schmelzle/Risse 2012).

Für die politische Gestaltung eines gesellschaftlich rele-
vanten Feldes, hier der beruflichen Bildung, stellt sich also 
die Frage, auf der Basis welcher Governance-Strukturen 
die verschiedenen Interessen ausgehandelt und entschie-
den und wie die Maßnahmen wirksam implementiert 
und umgesetzt werden können. Die Entwicklung von 
Governance-Strukturen steht in einem engen historischen 
und kulturellen Kontext der verschiedenen Regionen und 
Länder. Sie sind insofern nicht voraussetzungslos, sondern 
pfadabhängig. Auch dort, wo Strukturen neu aufgebaut 
und/oder nachdrücklich weiterentwickelt werden sollen, 
sind diese Zusammenhänge von größter Bedeutung. 

Nationalen Berufsbildungsagenturen obliegt die gesell-
schaftliche Funktion, eine institutionelle Plattform für die 
Governance-Prozesse zu bieten. Mit den Berufsbildungs-
agenturen können die gesellschaftlichen Akteure einge-
bunden werden in den politischen Aushandlungs- und 
Entscheidungsprozess. Dort, wo die Berufsbildungsagen-
turen neben existierenden Institutionen neu aufgebaut 
werden, müssen Zuständigkeiten und Akzeptanz allmäh-
lich wachsen. Wichtig ist, dass die  Erwartungen an frisch 
institutionalisierte Berufsbildungsagenturen realistisch 
bleiben. Dort, wo national oder regional verankerte 
Berufsbildungsagenturen traditionell existieren, zum 
Beispiel in Form intermediärer Instanzen (vgl. Kapitel 4), 
sind deren Aufgabenwahrnehmungen zum Zwecke der 
Vermittlung privatwirtschaftlicher und öffentlich-recht-
licher Interessen zu stärken. 

2. Einbettung der Fragestellungen in die Governanceforschung und  
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2.2 

GOVERNANCE-BEDINGUNGEN UND 
REGULIERUNGSMODELLE  
IN DER BERUFLICHEN BILDUNG 

Der Bereich der beruflichen Bildung ist für die skizzierte 
moderne Governance-Perspektive ein idealtypisches For-
schungs- und Entwicklungsfeld. Denn in der beruflichen 
Bildung sind die Akteurskonstellationen und Handlungs-
ebenen relativ komplex, insbesondere dort, wo privat-
wirtschaftlich agierende Einrichtungen (Unternehmen) 
und deren Interessenverbände (Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerverbände, Fachverbände) in das kollektive oder 
staatliche Gut „Berufsbildung“ systematisch eingebunden 
werden bzw. eingebunden werden sollen. 

Insofern ist die Situation in der beruflichen Bildung deut-
lich von der Situation in der Allgemeinbildung oder Hoch-
schulbildung zu unterscheiden: „TVET systems and institu-
tions are often expected to pursue competing educational 
purposes and serve competing interests. As well as training 
for work, they are also expected to equip learners with basic 
literacy and numeracy skills, support personal and social de-
velopment and offer routes into higher education. In many 
countries TVET overlaps rather awkwardly with the school 
systems and higher education systems. Articulation with 
other parts of the education system and the labour market is 
often hampered by the fact that ministries of education often 
share responsibility for TVET policy with ministries of labor 
and/or employment” (Holmes 2009, 906). 

Für den Bereich der beruflichen Bildung stellt sich die 
Frage, wie die Governance-Perspektive konkret umzuset-
zen ist. Welche strukturellen Ansätze sind hilfreich, um 
die Interessenfindung und Entscheidungsakzeptanz zu 
erhöhen, um auf diese Weise politische Wirkungskraft im 
Feld der beruflichen Bildung zu entfalten, insbesondere in 
Bezug auf die Einbeziehung der privaten Wirtschaft in ein 
öffentlich standardisiertes System?

In diesem Zusammenhang gewinnt das Konzept des Multi- 
Level-Governance seine Bedeutung: “Multilevel governance 
can be defined as a system for making binding decisions  
that engages a multiplicity of politically independent but 
other wise interdependent actors (both private and public) at  
different levels of territorial aggregation, in a more or less 
continuous process of negotiation and implementation, and 
that does so without assigning exclusive policy competence 

or assert a stable hierarchy of political authority to any one 
of these levels (Schmitter, 2004; cited from ETF 2013, p. 8). 

Politische Entscheidungsfindung und Umsetzung bzw. 
Implementierung dieser Entscheidungen setzt insofern 
eine aktive Beteiligung der Akteure voraus und wird 
strukturell durch eine horizontale und vertikale Kommu-
nikation unterstützt, die die üblichen Grenzziehungen 
und Hierarchien überschreitet. Die vertikale Kommunika-
tion findet demnach zwischen verschiedenen Stufen der 
politischen Steuerung statt, die lokal, regional oder natio-
nal – je nach politischer Grundstruktur – angesiedelt sein 
können. Die horizontale Kommunikation erfolgt zwischen 
den staatlichen und privatwirtschaftlichen bzw. privaten 
Akteuren (vgl. EFT 2013, p. 8).

Mehrebenensysteme entstehen, sofern die Zuständigkei-
ten aufgeteilt, die Aufgaben jedoch interdependent sind. 
Entscheidungen müssen zwischen den Ebenen koor-
diniert werden (vgl. Benz 2004, 127; hier zit. n. Küssau/
Brüsemeister 2007). In einem Mehrebenensystem finden 
mithin grenzüberschreitende Koordinierungen statt: „Ins-
besondere ‚horizontale‘ Beziehungen zwischen Akteuren 
des Staates, der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft, die 
unter dem Begriff der „regionalen Governance“ diskutiert 
werden, führen den Begriff der Ebenen, der im Mehrebenen- 
system steckt, von allzu hierarchischen Konnotationen 
weg. Der Begriff des Mehrebenensystems erhebt somit 
die systematischen Grenzüberschreitungen, die zwischen 
formalen Ebenen und Zuständigkeiten auftreten, zum 
Normalzustand (…)“ (Kussau/Brüsemeister, 2007).

Der Ansatz des Multi-Level-Governance ist ein Bottom-up- 
Ansatz im Gegensatz zum Top-down-Ansatz. Dieser An- 
satz zielt also im Besonderen darauf, Entscheidungen von  
hoher Relevanz für die lokale Praxis herbeizuführen. 
Insofern zielt dieser Politikansatz auch auf die Akzeptanz 
dieser Entscheidungen. Erst damit wird ein höheres Maß 
der Wirkungsmächtigkeit politischer Entscheidungen 
tatsächlich erreicht.

Ein zentrales Element stellt in diesem Zusammenhang 
das Subsidiaritätsprinzip dar. Insbesondere für Berufs-
bildungsstrukturen, in denen es um die Einbindung und 
Weiterentwicklung der Unternehmen geht, sind subsi-
diäre Ansätze elementar. Das Subsidiaritätsprinzip weist 
die folgenden zentralen Merkmale und Funktionen auf:
• Die lokalen und regionalen Interessen werden un-

mittelbar in die Entscheidungsfindung einbezogen; 
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im Prinzip findet keine Form der Regulierung ohne 
Zustimmung statt.

• Die Umsetzung dieser Entscheidungen erfolgt in der 
Zuständigkeit der lokalen und regionalen Institutionen 
und Akteure.

• Die Kontrolle der Umsetzung dieser Entscheidungen 
liegt in der Verantwortung der betroffenen Akteure 
und Institutionen. Zentral ist das Prinzip des Vertrau-
ens.

Dieser Ansatz zielt auf die Steigerung der Relevanz der 
Entscheidungen und Maßnahmen für die Praxis der 
Berufsbildung. Durch die systematische Einbindung der 

betroffenen Akteure und Instanzen ist die Akzeptanz 
der Entscheidungen und Maßnahmen höher und damit 
schließlich die Wirkung der politischen Aktivitäten.

Ohne diese verlässliche Form der Einbindung sind nach-
haltig funktionierende Berufsbildungsstrukturen unter 
Beteiligung privatwirtschaftlicher Akteure nicht möglich. 
Insbesondere die Bereitschaft der Unternehmen, sich an 
staatlich (indirekt) regulierten Systemen zu beteiligen, 
hängt von diesen Mitgestaltungsmöglichkeiten ab.

In der nachfolgenden Abbildung 1 wird das Mehrebenen-
system für die berufliche Bildung idealtypisch dargestellt: 

In besonderer Weise steht die Steuerung der beruflichen 
Bildung zwischen der Absicht der öffentlich-rechtlichen 
(staatlichen) Regulierung und der systematischen Ein-
beziehung der nicht-staatlichen Partnerorganisationen.  
Lernorte sind/können staatliche berufsbildende Einrich-
tungen, private/öffentlich-rechtlich anerkannte Trai ning 
Providers und/oder Unternehmen sein. Die mögliche 
Spanne zwischen der öffentlich-rechtlichen Aufgaben-
wahrnehmung und privatwirtschaftlicher Interessen 
ist quasi fließend, so können für den nicht-staatlichen 

Sektor in der Berufsbildung beispielsweise die folgenden 
Einrichtungen idealtypisch unterschieden werden (vgl. 
GIZ 2013):
• Einrichtungen mit „privat-kommerzieller“-unter-

nehmerischer Gewinnerzielungsabsicht mit Rendite-
ausschüttung an die Gesellschafter;

• Einrichtungen mit „privat-sozialunternehmerischer“-
unternehmerischer Gewinnerzielungsabsicht, jedoch  
ohne Renditeausschüttung an die (privaten) Gesell-
schafter, sondern Reinvestition des Gewinns in das 

Abbildung 1: Actors in VET Multilevel Governance (Quelle: EFT 2013, S. 3.)
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 Unternehmen oder anderweitig gemeinnützige Ge-
winnverwendung;

• Einrichtungen mit „zivilgesellschaftlich-sozial unter-
nehmerischer“-unternehmerischer Gewinnerzielungs-
absicht bei Vollkostendeckung; keine Renditeausschüt-
tung an die (zivilgesellschaftlichen/NRO) Gesell schafter;

• Einrichtungen mit „zivilgesellschaftlich-caritativer“ 
Absicht – weder Gewinnerzielungsabsicht noch Voll-
kostendeckung, sondern Zuwendungsbedürftigkeit 
(Spenden, Steuermittel etc.) der Träger.

Die Steuerung der beruflichen Bildung, insbesondere 
unter Einbezug der Qualifizierung in den Unternehmen, 

erfordert also einen aufwendigen Dialog zwischen den 
Akteuren. Einerseits können dadurch die verschiedenen 
Bedarfe dieser Akteure und Institutionen stärker berück-
sichtigt werden, um damit die Relevanz der Entscheidun-
gen und Maßnahmen und insofern ihre Güte zu erhöhen. 
Andererseits ist die systematische Einbindung hilfreich 
oder gar notwendig, um die Akzeptanz und Umsetzbar-
keit berufsbildungspolitischer Maßnahmen durch diese 
Akteure zu gewährleisten.

In der Abbildung 2 werden die Akteure und Institutionen 
in der beruflichen Bildung im Dualen System in Deutsch-
land beispielhaft dargestellt: 

Abbildung 2: Actors in VET Multilevel Governance (Quelle: EFT 2013, S. 3.)
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1 Esti corerer epelique et odiossi molorunt laut veria vit voluptatint.Tem dolupti rem volenis inum excepe aute ipsam ut alit, nobisquati ullab illa 
serupid untintobisquati ullab illa serupid untint..

Es wird in dieser Abbildung 2 deutlich, dass der Versuch 
unternommen wird, die Interessen dieser Institutionen 
systematisch, das heißt mit strukturellen Einheiten/Gre-
mien, auszutauschen und abzustimmen. Hinzu kommt, 
dass auch innerhalb dieser Politikarenen in der Regel zu - 
nächst eine Abstimmung erfolgen muss. Dies erfolgt zum 
Beispiel im Bundesinstitut für Berufsbildung über den so 
genannten „Hauptausschuss“, in dem über das „Vier-Bän-
ke-Prinzip“, also die gleichberechtigte Einbeziehung der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen und der staat-
lichen Akteure (Bund + Länder), Entscheidungen gefunden 
und Empfehlungen abgegeben werden.

Die Verständigung der verschiedenen Akteure ist schwierig  
und aufwendig. Entscheidungen stellen ausgehandelte 
Kompromisse dar. Der Umsetzungserfolg hängt von dem 
Ausmaß der Compliance ab, also der Regelbefolgung der 
Regeladressanten (vgl. Draude/Schmelzle/Risse (2012). Die 
Compliance steht in einem engen Zusammenhang zu den 
Erfahrungen und dem Vertrauen der Akteure und Institu-
tionen zu- und untereinander. Die Entwicklung dieser 
vertrauenswürdigen Beziehung benötigt Zeit. Die Wahr-
scheinlichkeit der Umsetzung von Entscheidungen aus 
historisch gewachsenen und bewährten Beziehungen ist 

sehr viel größer als aus neu eingerichteten institutionellen 
Verflechtungen. Nationale Berufsbildungsagenturen, die 
neu aufgebaut werden, benötigen sehr viel Zeit, bevor die 
dort getroffenen Entscheidungen auch in der Praxis der 
beruflichen Bildung nachhaltig wirken können.

Zugleich liegen sehr unterschiedliche historische und kul - 
turelle Erfahrungen in der beruflichen Bildung in ver- 
schiedenen Ländern vor, so dass für den Bereich der er- 
werbswirtschaftlich ausgerichteten Aus- und Weiterbildung 
international – anders als etwa für die Allgemeinbildung –  
kein Konsens darüber herrscht, ob und inwieweit die 
einzel betrieblichen Qualifizierungsaktivitäten in ein über-
geordnetes System bzw. „Referenzkollektiv“ einzubinden 
sind. Insofern sind auch die empirischen Ausprägungen 
der Governance-Strukturen in der beruflichen Bildung 
weltweit ausgesprochen divers.

Für die sehr grobe Unterscheidung grundsätzlicher Steue-
rungsformen in der beruflichen Bildung im internationalen 
Vergleich wird häufig auf die Typologie von Greinert 
(2005) hingewiesen, in der die Marktsteuerung, die staat-
liche Steuerung und die Mischsysteme (Korporatives 
Modell) getrennt werden.

Abbildung 3: Steuerungsmodelle in der Berufsbildung nach Greinert (1988; 1999; 2005)
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Diese Typologie ist das Ergebnis der Analyse der histori-
schen Entwicklung der Berufsausbildung in verschiedenen 
Ländern in Westeuropa. Es haben sich diese drei Typen 
herausgebildet, wobei ein rein staatlich gelenktes Berufs-
ausbildungssystem am häufigsten zu finden ist. Zwar gibt 
es in keinem Land einen dieser Typen in Reinform und zu-
dem existieren meist verschiedene Typen auch innerhalb 
eines Landes nebeneinander, doch für den internationalen 
Vergleich ist diese Gegenüberstellung nützlich, um die 
möglichen Ausprägungen der politischen Struktur beruf-
licher Bildung zu verstehen.

Die Typologie vergleicht im Kern die politische Zuständig- 
keit für die berufliche Bildung, das heißt die Rollen- und 
Verantwortungsstruktur für die Entscheidungsfindungen  
im Feld der beruflichen Bildung. Es sind die folgenden fünf  
Vergleichskriterien, die der Typologie zugrunde liegen:
• Welche Instanz definiert die quantitative Relation zwi-

schen Angebot und Nachfrage beruflicher Ausbildung?
• Welche Instanz definiert die qualitative Dimension 

(insbesondere die Inhalte der Ausbildungsgänge) in der 
beruflichen Ausbildung?

• Inwieweit existieren Standards für die berufliche Aus-
bildung in Schule und Betrieb? Wer ist an der Entwick-
lung dieser Standards beteiligt?

• Wer finanziert die Berufsausbildung? Wer ist an der 
Finanzierung beteiligt?

• In welchem Verhältnis steht die Berufsbildung zu an-
deren Teilsystemen allgemeiner und hochschulischer 
Bildung? 

Nach Greinert (2005) ist das Marktmodell durch folgende 
Merkmale geprägt:
1. Es existiert ein freier Qualifizierungsmarkt, Anbieter 

und Nachfrager bestimmen das quantitative Angebot 
beruflicher Bildung.

2. Der qualitative Charakter der Qualifizierungsmaß-
nahmen ist durch die unmittelbare Verwendung im 
Beschäftigungssystem geprägt. 

3. Es gibt keine speziellen Standards, durch welche die be-
trieblichen Qualifizierungsprozesse reguliert werden. 
Unterschiedliche Ausbildungsangebote können durch 
die Ausbildungsanbieter zur Verfügung gestellt werden. 
Es gibt nur wenige allgemein akzeptierte Prüfungen und  
Abschlüsse.

4. Die Kosten werden individuell getragen, entweder durch 
den Lerner oder durch den Arbeitgeber. 

5. Es existiert eine scharfe Trennung zwischen allgemei-
ner und beruflicher Bildung. 

Das Staatsmodell, auch Schulmodell genannt, weist die 
folgenden Merkmale auf: 
1. Der Staat bzw. die Schulbehörde bestimmen das quan-

titative Angebot beruflicher Bildung. Dieses Angebot 
erfolgt meist entlang weniger Berufe oder Berufsfelder.

2. Der qualitative Charakter ist nicht stark auf den Ar-
beitskontext bezogen. Das Curriculum ist stark auf die 
Vermittlung einer breit angelegten und abstrahieren-
den Fachtheorie bezogen.

3. Der Zugang zu beruflichen Schulen erfolgt über typi-
sche Abschlüsse und Zugangswege. Es existiert eine 
klare Hierarchie unterschiedlicher beruflicher Schulty-
pen. 

4. Der Staat finanziert die berufliche Bildung.
5. Die Verbindung zur allgemeinen und hochschulischen 

Bildung ist relativ eng. 

Das korporative Modell ist durch die folgenden Merkmale 
geprägt:
1. Das System der Berufsbildung ist deutlich getrennt  

von der allgemeinen Bildung, mit einer eigenen organi-
satorischen und institutionellen Verfasstheit, und zwar 
aufgrund des starken privatwirtschaftlichen Charakters.  
Die Verbindung von Markt und Staat erfordern umfang-
reiche Aushandlungsprozesse.

2. Der Ausbildungsbetrieb ist der zentrale Lernort. Junge 
Erwachsene schließen einen Ausbildungsvertrag ab, 
sie besitzen den Status des Arbeitnehmers in der be-
sonderen Rolle des Auszubildenden. Parallel sind die 
Aus zubildenden Schülerinnen und Schüler und inso-
fern verbunden mit den Angeboten des schulischen 
Bildungssystems. 

3. Die Form der Ausbildung wird durch den Ausbildungs-
betrieb bestimmt. Die Ausbildungsprofile werden durch 
die Sozialpartner, gemeinsam mit den staatlichen 
Vertretungen, entwickelt. Die Regelungen sind in eine 
nationale Gesetzgebung eingebunden.

4. Die Kosten werden durch den ausbildenden Betrieb 
übernommen, ggf. unterstützt durch steuerrechtliche 
Regelungen. Die Auszubildenden erhalten eine Aus-
bildungsvergütung, geregelt durch die Tarifverträge in 
den jeweiligen Branchen. Die berufsschulische Ausbil-
dung wird durch den Staat finanziert.

5. Es handelt sich um eine berufliche Ausbildung, das 
heißt, es erfolgt eine Qualifizierung auf der Basis eines 
Ausbildungsberufes. Damit ist ein direkter Bezug zu 
den arbeitsplatznahen Tätigkeiten gewährleistet, zu-
gleich jedoch eine betriebsübergreifende Ausrichtung 
der Qualifizierung.

2. Einbettung der Fragestellungen in die Governanceforschung und  
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1  Diese Typologie weist auch viele Überschneidungen mit der von Crouch/Finegold/Sako (1999) auf, dort werden drei typische skill provision  models 
für den Bereich der beruflichen Erstausbildung unterschieden: a) unmittelbare staatliche Kontrolle, verknüpft mit einer eher unbedeutenden Rolle 
der Arbeitgeber (z. B in Schweden und Frankreich), b) Korporative Netzwerke (corporist networks) mit einer Kooperation zwischen Organisationen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bezüglich der Verantwortung für die berufliche Bildung, Beispiel Deutschland, c) Marktsysteme mit einer Domi-
nanz des on-the-job-trainings, Beispiel USA. Weitergehend diskutiert werden diese Modelle in Culpepper/Thelen (2008).

In den Entwicklungs- und Schwellenländern dominiert 
in der Regel das Schulmodell – soweit die formale bzw. 
formalisierte Berufsbildung in den Blick genommen wird. 
Daneben liegt zugleich sehr häufig ein informeller Sektor, 
in welchem durchaus traditionelle Anlern- und Qualifizie-
rungsaktivitäten stattfinden. Diese sind jedoch meist nicht 
flächendeckend standardisiert und dort, wo Zertifizie-
rungs- oder Finanzierungsansätze eingeführt werden, sind 
diese relativ fragmentiert oder werden von den Akteuren 
nicht anerkannt. Der Umfang der Qualifizierungs- und 
Anlernleistungen in diesem informellen Sektor, das heißt 
die Anzahl der Lernenden und ausbildenden Einrichtun-
gen, ist häufig sehr viel größer als der Anteil der formali-
sierten Berufsbildung.

Ein anderes Modell zur Gegenüberstellung unterschied-
licher Verfassungen der beruflichen Bildung, das eben falls 
primär auf die Kennzeichnung der politischen Regelungs-
struktur gerichtet ist, entstammt den Politikwissenschaften 
und weist zugleich im hohen Maß Parallelen zu dem 
Greinert-Modell auf. Es soll aufgrund seiner Aktualität an  
dieser Stelle jedoch ebenfalls kurz skizziert werden, da 
im politischen und sozialwissenschaftlichen Diskurs um 
die Steuerung beruflicher Bildung sehr häufig auf diese 
Modellbetrachtung rekurriert wird:

Abbildung 4: Steuerungsmodelle in der Berufsbildung nach Busemeyer/Trampusch (2012)1
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Auch diese Typologie ist unter Einbezug der Analyse der 
historischen Entwicklung unterschiedlicher beruflicher 
Ausbildungssysteme entwickelt worden, im Wesentlichen 
jedoch aus dem Fokus der politikwissenschaftlichen 
vergleichenden Analyse industrieller Beziehungen, dies-
bezüglich unter explizitem Einbezug der beruflichen Bil-
dung – sozusagen in Form eines interessanten Fallbei spiels 
unterschiedlicher Governance-Strukturen. In der hier  
zitierten Publikation (Busemeyer/Trampusch 2012) werden  
für verschiedene europäische alternierende Berufsaus-
bildungssysteme (Niederlande, Österreich,  Dänemark, 
Schweiz, Deutschland) die diversen Akteurskonstellatio nen 
herausgearbeitet. Diese Länderbeispiele re präsentieren 
also verschiedene „collective skill formation systems“. Dies 
sind solche Ansätze, in denen die Sozialpartner gemeinsam  
mit den staatlichen Entscheidungsinstanzen die Rahmen-
bedingungen der beruflichen Ausbildung bestimmen. 

Mit einer Vierfeldermatrix zur Unterscheidung verschie-
dener „skill formation systems“ werden die zwei Dimensi-
onen Staatseinfluss sowie Unternehmenseinfluss für die 
berufliche Erstausbildung dimensioniert. Großer Staats-
einfluss und geringer Unternehmenseinfluss zeichnen 
„statist skill formation systems“ aus, Beispiel Frankreich. 
Geringer Staatseinfluss und geringer Unternehmens-
einfluss sind prägend für „liberal skill formation systems“, 
Beispiel USA; geringer Staatseinfluss und hoher Unterneh-
menseinfluss, Beispiel Japan („segmentalist skill formation 
system“).

Von besonderer Bedeutung im Feld der beruflichen 
Bildung sind zudem die unterschiedlichen Angebote der 
Erstausbildung, beruflichen Weiterbildung und betrieb-
lichen Anpassungsqualifizierung. In der Regel sind diese 
verschiedenen Angebote mit sehr unterschiedlichen 
Qualifizierungsfunktionen verbunden. Daher unterliegen 
sie auch nicht der gleichen Steuerungsstruktur. Vielmehr 
sind Erstausbildungsstrukturen meist sehr viel stärker 
öffentlich-rechtlich standardisiert und unter öffentlich-
rechtlicher Obhut als berufliche oder betriebliche Wei-
terbildungsprozesse. Die oben skizzierten Modelle sind 
ausschließlich auf den Erstausbildungsbereich bezogen. 
Für den Bereich der beruflichen Weiterbildung sind diese 
Modelle nur begrenzt gültig und kaum für den Bereich der 
betrieblichen Weiterbildung. Letzteres ist meist Teil der 
innerbetrieblichen unmittelbaren Personalentwicklungs-
strategien und folgt überwiegend einzelbetrieblichen Inte-
ressen. Gleichwohl gibt es Tendenzen in einigen Ländern, 
auch diesen Bereich stärker einer kollektiven Aushand-

lung und Standardisierung zu unterziehen, beispielsweise 
im Rahmen von Betriebsvereinbarungen oder Tarifver-
handlungen – zumindest dort, wo diese in mittleren und 
größeren Unternehmen grundsätzlich stattfinden. In nicht 
wenigen Berufsbildungssystemen sind zudem betriebliche 
und erfahrungsbezogene Qualifizierungsprozesse einbe-
zogen in ein apprenticeship-System, das auch für Erwach-
sene und insofern für Weiterbildungsprozesse geöffnet ist. 

2.3 

TENDENZEN IN DER BERUFLICHEN 
BILDUNG: ENTWICKLUNG VON 
MISCHSYSTEMEN UND EINBINDUNG 
DER UNTERNEHMEN ALS LERNORTE

Die oben skizzierte modellartige Unterscheidung ist für 
die Identifikation und Benennung von Regulierungsprin-
zipien in der beruflichen Bildung sehr hilfreich. Zugleich 
ist für die Beratung und Entwicklung in der beruflichen 
Bildung in verschiedenen Ländern evident, dass die realen 
Ausprägungen und Ausgestaltungsmöglichkeiten der Ein-
zelfälle (also der nationalen „Berufsbildungssysteme“) eng 
im Kontext kultureller, historischer, ökonomischer und 
politischer Rahmenbedingungen stehen (vgl. Frommber-
ger/Reinisch 1999). Daher sind die Realfälle naturgemäß 
unterschiedlich und zugleich sehr viel komplexer als die 
Modellbetrachtungen. 

Im Prinzip kann gesagt werden, dass die beruflichen Bil - 
dungs systeme mehr denn je unterschiedliche Ausprägungen 
von Mischsystemen darstellen. In marktwirtschaftlichen 
Ansätzen dominieren reine einzelbetriebliche Qualifizie-
rungsprioritäten, so dass – streng genommen – von einem  
System der überbetrieblich angelegten beruflichen Bil-
dung gar nicht erst gesprochen werden kann. Es gibt dort  
keine Form der systematischen Qualifizierung, die über 
den einzelnen Arbeitsplatz und Betrieb hinausgeht. Aus 
der berufsbildungspolitischen Perspektive ist dieses ein-
seitige Modell also unterkomplex. Es ist unterentwickelt, 
um die diversen Interessen, die mit der beruflichen Bildung 
verbunden werden, angemessen befriedigen zu können. 
Es dominieren die betriebswirtschaftlichen Motive in der 
Ausgestaltung der Qualifizierung, so dass weitergehende 
gesamtwirtschaftliche, sozial-politische und bildungspoli-
tische Beweggründe der Nachwuchsqualifizierung, Inte-
gration und Jugendbildung außen vor bleiben. 

2. Einbettung der Fragestellungen in die Governanceforschung und  
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2 Vgl. „Entscheidung des Rates vom 21. Dezember 1998 zur Förderung von alternierenden europäischen Berufsbildungsabschnitten einschließlich 
der Lehrlingsausbildung“, Amtsblatt der Europäischen Kommission L 017/45 vom 22.01.1999. Diese Entscheidung ist gerichtet auf die seinerzeit 
noch geplante Einführung des EUROPASS. Diese Entscheidung ist notwendig gewesen, weil in den meisten europäischen Ländern der Betrieb als 
Lernort im Rahmen öffentlich-rechtlich standardisierter beruflicher Erstausbildung nicht selbstverständlich ist. Hierzu gab es bereits 1979 – noch 
vor dem Hintergrund einer europäischen Berufsbildungspolitik mit Harmonisierungsanspruch – eine Entschließung des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften (vom 18.12.1979), welche auf Leitlinien für die Mitgliedstaaten zur alternierenden Berufsbildung zielt (vgl. ausführlich Rothe 2003; 
2004). Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bezüglich der Verantwortung für die berufliche Bildung, Beispiel Deutschland, c) Markt-
systeme mit einer Dominanz des on-the-job-trainings, Beispiel USA. Weitergehend diskutiert werden diese Modelle in Culpepper/Thelen (2008).

Die reinen schulischen Berufsbildungssysteme wiederum 
sind mit den Nachteilen verbunden, dass der Staat allein 
eine Form der Ausbildung verantwortet und gestaltet, 
deren Absolventen in Beschäftigungsfeldern nachgefragt 
werden, in denen die unmittelbaren arbeitsplatz- und ar-
beitsprozessbezogenen Qualifikationen von relativ hoher 
Bedeutung sind. Diese können in schulischen Einrichtun-
gen zwar in simulierender Form vermittelt und erworben 
werden, doch der direkte Erfahrungserwerb im realen 
Anwendungsfeld bzw. im betrieblichen Praxiszusammen-
hang scheint dieser Simulation aufgrund der längerfristig 
angelegten betrieblichen und beruflichen Erfahrung und 
Sozialisation häufig überlegen zu sein. Hinzu kommt, dass 
die Übernahme nach Ausbildungsabschluss und damit 
die Integration in den Arbeitsmarkt durch systematische 
betriebliche Kontakte sehr viel besser funktionieren. Nicht 
zuletzt sind rein schulische Systeme für die Staatshaushal-
te eine relativ hohe Belastung, die betrieblichen Lernorte 
können hier eine enorme Entlastung bewirken.

Die traditionell geprägten Typen, insbesondere die rein 
marktwirtschaftliche und rein staatliche Form, werden 
also im Zusammenhang mit dem Bedeutungsgewinn der 
beruflichen Bildung stark weiterentwickelt und verändert. 
Eine klare Tendenz besteht darin, die staatlichen und 
marktwirtschaftlichen Elemente miteinander zu ver-
knüpfen, und zwar vor allem hinsichtlich der politischen 
Entscheidungsfindungen in der beruflichen Bildung (zum 
Beispiel  durch den systematischen Einbezug der Stake-
holder in die Entscheidungsstrukturen und Umsetzungs-
prozesse), in Bezug auf die Koordinierung der inhaltlichen 
Ausrichtung der Berufsbildung (zum Beispiel  durch die 
stärkere Verbindung der Curriculumentwicklung mit der 
Qualifikationsforschung) und ebenso über die Einbindung 
von Unternehmen als kooperierende Lernorte zum Zwe-
cke der Realisierung erfahrungsgebundener und theorie-
bezogener Lernprozesse. Hinzu kommen alternative und 
eher umlageorientierte Finanzierungsansätze, die unmit-
telbar einzelbetrieblich angelegte Kosten-Nutzen-Kalküle 
einerseits und rein staatliche Budgetansätze ablösen.

Die Einbindung des Lernortes Betrieb in ein System der 
beruflichen Bildung besitzt in der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit eine hohe Bedeutung. Immer 
wieder wurde und wird versucht, Strukturen aufzubau-
en, in denen und mit denen diese Einbindung über die 
kurzfristige Subventionierung der Unternehmen hinaus 
nachhaltig funktioniert. Auch im Rahmen der Berufsaus-
bildungspolitik der Organe der Europäischen Union und 
in einer zunehmenden Anzahl europäischer Länder wird 
der Betrieb und damit das Duale System bzw. der Appren-
ticeship-Ansatz systematisch aufgewertet. Unter anderem 
diente das deutsche Modell, das von einer ausgeprägten 
Einbindung der Unternehmen (bzw. deren Verbände) 
in die Organisation, Durchführung und Verantwortung 
geprägt ist, dieser Entwicklung als Vorbild und Beispiel 
(vgl. die Beiträge in Deißinger 2001). Aus Gründen der 
Realisierungschancen, aber ebenso aus konzeptionellen 
Erwägungen, folgten die Umsetzung der Einbindung der 
betrieblichen Lernorte und damit die Aufwertung der 
betrieblichen Berufsausbildung in Europa dem Prinzip der 
„alternierenden Berufsbildung“.2 

Gemäß dem Prinzip der „alternierenden Berufsbildung“ 
sollen junge Erwachsene an der ersten Schwelle von der 
Allgemeinbildung in die Berufsbildung für einen eher 
betrieblichen oder eher schulischen Berufsbildungsgang 
votieren können, denen ein gemeinsames bzw. identi-
sches Curriculum zugrunde liegt und deren Abschlüsse 
gleichwertig sind. Damit soll der traditionelle und in den 
meisten Ländern inferiore Lernort Betrieb aufgewertet 
werden. Dem betrieblichen und erfahrungsbasierten Ler-
nen werden somit im wachsenden Maße berufsbildende 
Potentiale zugesprochen. Insbesondere die unmittelbaren 
berufsqualifizierenden Effekte einer Berufsausbildung, 
welche im hohen Maße unter betrieblicher Beteiligung 
erfolgt, erscheinen für die Gewinnung eines qualifizierten 
Fachkräftenachwuchses und die Integration der jungen 
Erwachsenen zunehmend attraktiv.

2. Einbettung der Fragestellungen in die Governanceforschung und  
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Grundsätzlich verbreitet und verfestigt sich damit auch 
die Auffassung, dass in der alternierenden Berücksichti-
gung der eher primären (Betrieb) und der eher sekundären 
(Schule) Lernumgebung die intendierten Lernzielsetzun-
gen in der Berufsbildung besser erreicht werden können 
als auf der Basis eines einzelnen Lernortes (vgl. Fromm-
berger 2005). Zugleich sind prinzipiell an den verschie-
denen institutionell eingebundenen „Lernorten“ jeweils 
diverse Lernumgebungen (Lehrwerkstatt, Arbeitsplatz, 
Lernbüro, Übungsfirma etc.) zu finden, so dass die traditi-
onellen Zuschreibungen und Unterscheidungen zuneh-
mend obsolet werden.

Mittels der Gleichwertigkeit schulischer und betrieblicher 
Berufsausbildungsanteile und dem damit verknüpften 
gleichwertigen Angebot an der ersten Schwelle, das nach 
dem Prinzip der kommunizierenden Röhren konzipiert 
ist, soll eine relative Unabhängigkeit der Ausbildungsplatz-
angebote von regionalen, demographischen und konjunk - 
turellen Bedingungen gewährleistet werden. Die gleich-
wertigen schulischen (schoolbased-route) und betrieblich-
dualen (workbased-route) Angebote der Berufsausbildung, 
die auf dieselben Kenntnisse und Kompetenzen zielen, 
erzeugen eine höhere Elastizität zwischen Angebot und 
Nachfrage. Auch die Anteile schulischen und/oder betrieb-
lichen Lernens in der Ausbildung sind variabel und zwar 
innerhalb einer speziellen Ausbildungsrichtung sowie 
zwischen verschiedenen Ausbildungsrichtungen. Es exis-
tiert keine generelle Festlegung, wie viel Ausbildungszeit 
in der Schule und im Betrieb für die verschiedenen Ausbil-
dungsrichtungen erfolgen soll. Vielmehr hängt die Praxis 
der Lernortkombination von den lokalen Ausbildungs- 
und Rahmenbedingungen ab. Die erworbenen Abschlüsse, 
ob primär schulisch oder betrieblich-dual, sind formal 
gleichwertig hinsichtlich der berufsqualifizierenden und 
weiterführenden schulischen Tauschwerte (vgl. Fromm-
berger 2006).

Die Erfahrungen in den meisten Ländern zeigen jedoch, 
dass die Gewinnung der einzelnen Betriebe als Lernorte 
für eine landesweite und national regulierte Berufsausbil-
dung ausgesprochen schwierig ist. In der Regel gelingt die 
systematische Einbindung der Einzelbetriebe nur mittels 
staatlich gelenkter direkter oder indirekter finanzieller 
Anreize und/oder tarifvertraglich vereinbarter Umlagesys-
teme. Im angelsächsischen Kulturraum, doch auch dort, 
wo schulische Berufsbildungssysteme ausgebaut sind, liegt 
die Qualifizierung im Sinne der unmittelbaren Vorbe-
reitung auf die arbeitsplatzbezogenen Anforderungen 

weitgehend in der einzelbetrieblichen und zugleich nicht 
übergreifend standardisierten Domäne. Insbesondere in 
stark marktwirtschaftlichen und liberalen Wirtschaftssys-
temen wird die Unabhängigkeit der Betriebe meist nicht 
tangiert.

Nationale Berufsbildungsagenturen können die wichtige 
Funktion übernehmen, die Einbeziehung der Betriebe 
weiterzuentwickeln. Die Einführung von Berufsbildungs-
standards etwa muss in Zusammenarbeit mit den betrieb-
lichen Interessenvertretungen erfolgen. Jede Form der 
Regulierung der einzelbetrieblichen Qualifizierung wird 
dort so lange abgelehnt, wie der Nutzen oder die übergrei-
fende Vereinbarung nicht existieren.

2. Einbettung der Fragestellungen in die Governanceforschung und  
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1 Esti corerer epelique et odiossi molorunt laut veria vit voluptatint. Tem dolupti rem volenis inum excepe aute ipsam ut alit, nobisquati ullab illa 
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3.1 

QUALITÄTSENTWICKLUNG IN DER 
BERUFLICHEN BILDUNG

In Kapitel 2 wurden die grundsätzlichen Governance-Be-
dingungen und -Ansätze skizziert. Die konkrete Umsetzung  
dieser generellen Steuerungsansätze im Feld der beruf-
lichen Bildung ist eng mit den Aufgaben der Qualitäts-
entwicklung und Qualitätssicherung verknüpft. Zwischen 
der Entwicklung von Organisationen und Institutionen 
in der beruflichen Bildung und der Standardisierung und 
Qualitätsentwicklung besteht ein enger Zusammen hang.  
Qualitätsentwicklung und Qualitätskontrolle sind unmittel - 
 bar an die Grundstrukturen der Entscheidungsfindung, 
Umsetzungspraxis und Wirkungsprüfung gebunden. Im 
Fachdiskurs über die Qualitätsentwicklung in der beruf-
lichen Bildung wird üblicher Weise zwischen Input- und 
Outputqualität unterschieden (vgl. Ebbinghaus/Tschöpe/
Velten 2011; siehe unten). Die politischen Steuerungs-
mechanismen beeinflussen insofern die Qualitätsentwick-
lung und den Erfolg der beruflichen Bildung.

Historisch lässt sich dieser Zusammenhang deutlich rekon- 
struieren (Greinert 2012; Pätzold/Wahle 2009). So liegen  
die ersten Ansätze der Regulierung zum Zwecke der Gewähr-
leistung von Mindestqualität der unmittelbaren Quali-
fizierung im Kontext von Arbeit im mittelalterlichen Zunft - 
wesen und der Schaffung von geschlossenen Sozialisations-
gemeinschaften und späterhin in der Einführung von 
Lehrberechtigungen und ersten vertraglichen Überein-
künften zwischen Lehrherren und Lehrlingen, um die 
Rechte und Pflichten der Ausbildungsparteien zu regeln. 

Grundsätzlich wird die Qualität in der beruflichen Bildung 
an diversen Indikatoren festgemacht, beispielsweise an den  
bewirkten Kompetenzentwicklungsprozessen der Auszu-
bildenden, den Prüfungsergebnissen, der Rate der Jugend-
arbeitslosigkeit, der Anzahl abgeschlossener Ausbildungs-
verträge, der Zufriedenheit der Auszubildenden oder der 
Sicherung des Fachkräftenachwuchses (vgl. nachfolgend 
Frommberger 2013). Die Faktoren, die einen positiven Bei- 
trag für diese Qualität und Qualitätsentwicklung liefern  
können, sind vielfältig und umfassen zum Beispiel gesetz-
liche Normierungen und Mindeststandards (etwa in Form  
von Ausbildungsordnungen und Lehrplänen), die Verbin-
dung praxis- und theoriebezogener Lernmöglichkeiten, 
die Ausbildung des beruflichen Bildungspersonals, die Aus - 
stattung und Zusammenarbeit der Lernorte, den Einsatz 

von expliziten Qualitätssicherungssystemen, Akkreditie-
rungsansätze, die didaktische-methodische Planung und 
Durchführung der Lehr-Lern-Prozesse, die Aktualisierung 
der Ordnungsmittel und die Prüfungsmodalitäten.

Für die Zusammenhänge zwischen den Faktoren bzw. In - 
strumenten und den Wirkungen im Feld der Qualitäts-
entwicklung liegen insgesamt betrachtet verhältnismäßig  
wenige deterministische oder probabilistische Aussagen  
und Befunde vor. Umso eher werden in der Berufsbildungs- 
landschaft von den unterschiedlichen Interessenver-
tretungen sehr vielfältige Zusammenhänge zwischen  
gewünschten Maßnahmen und den erwarteten Qualitäts -
effekten postuliert. 

Viele der aktuellen Modernisierungsansätze, die der Ent-
wicklung bzw. Weiterentwicklung der beruflichen Bildung 
dienen sollen, werden häufig als notwendige Voraussetzun- 
gen für die Qualitätsentwicklung und -sicherung in der 
beruflichen Bildung dargestellt. Zugleich erfolgt gelegent-
lich die Abwertung bestimmter Berufsbildungsmaßnah-
men oder -institutionen mit Hinweisen auf vermeintliche 
Qualitätsdefizite – meist ohne belastbare Indikatoren oder  
Befunde. So sind etwa die Berufsschulen als Teil des Dualen  
Systems von solchen eher interessenpolitisch motivierten 
Behauptungen nicht selten betroffen. Kritik wird aber auch  
an den betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen, unzuläng-
licher Qualität des betrieblichen Ausbildungspersonals, zu  
vielen Ausbildungsabbrüchen, an der Qualität der Abschluss-
prüfungen oder anderen Aspekten geäußert (vgl. über-
blicksartig Euler 2005, S. 6 ff).

Qualität ist ein Attribut, das einer Entität zugeschrieben 
wird (vgl. Bohlinger/Münk 2009), es bezeichnet also eine 
bestimmte Beschaffenheit eines Gegenstandes. Zugleich 
wird der Begriff meist präskriptiv verwendet, das heißt,  
er wird zum Zwecke einer gewünschten Zustandsbeschrei-
bung formuliert. Qualitätsziele sind zugleich das Ergebnis 
eines Aushandlungsprozesses. Ein Qualitätsurteil ist in-
sofern ein Ergebnis einer Bewertung und bringt  Präferen-
zen der Bewertenden zum Ausdruck. Es setzt die Normen 
voraus, die von den Bewertenden anlegt werden (vgl. ebd.; 
Euler 2005, S. 13; Heid 2000). Das bedeutet für die Berufs-
bildung schließlich, dass das, was unter Qualität und Qua- 
litätsentwicklung verstanden wird, abhängig ist von den 
Interessen und Übereinkünften der sozialen Akteure bzw. 
Rollenträger (vgl. Müller 2006). Qualitätssicherung und 
Qualitätsmanagement in Bildung und Berufsbildung sind  
daher in der Regel auch auf sehr unterschiedliche  

3. Governance und Qualitätsentwicklung  
 in der beruflichen Bildung



23

Bezugsgrößen ausgerichtet, etwa auf solche ökonomischer 
oder pädagogischer Art. Es ist offensichtlich, dass in einem 
System der Berufsbildung, in dem sehr viele verschiedene 
Akteure und Institutionen vertreten sind, das Spektrum des  
Qualitätsverständnisses sehr breit ist. Es stehen mindestens 
betriebswirtschaftliche, gesellschaftliche, gesamtwirt - 
schaftliche und pädagogische Interessen einander gegen-
über. 

Zugleich kann der Qualitätsbegriff sehr viel enger mit der  
Frage der Wirkungen bestimmter Struktur- und Prozess-
merkmale verbunden werden. Wie oben angedeutet, werden  
diese Zusammenhänge bzw. kausalen oder finalen Bezieh-
ungen zwischen Maßnahmen und Reformentwicklungen  
sowie den gewünschten Wirkungen meist einfach behaup-
tet. Für diese Korrelationen und Zusammenhänge zur 
Frage der Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung in 
der beruflichen Bildung können häufig jedoch keine sys - 
tematischen und empirischen Nachweise erbracht wer-
den. Das heißt aber auch, dass die Frage der Qualität beruf- 
licher Bildung durchaus empirisch gemessen werden kann,  
und zwar indem zum Beispiel die Einflüsse bestimmter 
Faktoren auf die Ausbildungserfolge, die Weiterentwick-
lung der Lernstände isoliert und nachgewiesen werden 
oder das Ausmaß der Zufriedenheit der Auszubildenden 
erhoben wird. Solche Befunde können die Aussagen der 
Akteure zur Qualitätsentwicklung in der beruflichen Bil-
dung wissenschaftlich fundieren, sie können jene jedoch 
kaum ersetzen.

Die klare Positionierung einer an der Berufsbildung betei-
ligten gesellschaftlichen Gruppe für die Weiterentwick-
lung der beruflichen Bildung und die Sichtbarmachung 
dieser Auffassungen und Interessen ist für die Politik-
gestaltung von hoher Bedeutung. Wichtig ist daher ein 
sys tematischer Austausch zwischen den beteiligten Akteu-
ren darüber, was in den Aufgabenbereich der Berufsbil-
dung zu fallen hat und insofern unter Berufsbildung zu ver- 
stehen ist. Dieser Austausch ist eng verbunden mit der 
Entscheidungsfindung über die entsprechenden Struktur-
entwicklungen und Maßnahmen, die zur Erfüllung der Auf - 
gaben führen können. 

Die Berufsbildungsagenturen können in diesem Zusam-
menhang also eine zentrale Rolle für die Aushandlung und 
Gewährleistung eines anerkannten Qualitätsverständnis-
ses einnehmen. Zugleich können die Berufsbildungsagen-
turen als Institutionen der Qualitätsüberprüfung dienen. 
Denn durch die oftmals paritätische Zusammensetzung 

dieser Institutionen wird diese Rolle der Qualitätsüber-
prüfung und -kontrolle grundsätzlich durch die operativ 
tätigen Akteure akzeptiert. 
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3.2 

STRUKTURELLES UND DYNAMISCHES 
QUALITÄTSVERSTÄNDNIS2

  

Das Qualitätsverständnis im Bildungs- und Berufsbildungs-
bereich ist überwiegend deskriptiv angelegt. Es werden 
unterschiedliche Geltungs- und Erstreckungsbereiche von - 
einander abgegrenzt, auf welche mit dem Qualitätsbegriff 
Bezug genommen wird. Die Geltungsbereiche werden 
strukturell oder dynamisch beschrieben. 

In strukturellen Ansätzen werden mehrere Ebenen konzi - 
piert. Etabliert ist die Differenzierung zwischen Makro-,  
Meso- und Mikroebene. Auf der Makroebene sind Quali-
tätsfragen verortet, die das Berufsbildungssystem als Ganzes 
betreffen. Auf der Mesoebene spannen die Bildungsein-
richtungen, auf der Mikroebene Bildungseinheiten diesen 
Raum auf. Speziell für den betrieblichen Teil der dualen 
Berufsausbildung schlagen Degen & Walden (1997) eine 
andere Differenzierung vor, die primär unter Bezug auf  
die Normierungen des Berufsbildungsgesetzes zwischen  
System- und Steuerungsebene unterscheidet. Der System-
ebene ordnen die Autoren solche übergeordneten Frage-
stellungen zur Ausbildungsqualität zu, die darauf abheben, 
„wie Qualität definiert wird bzw. welche Ziele im Rahmen 

des Berufsbildungssystems realisiert werden sollen.” 
Fragen nach den rechtlich fixierten Instrumenten, die der 
Zielerreichung dienen sollen sowie Fragen nach deren 
Wirksamkeit verorten sie auf der Steuerungsebene.

Dynamische Ansätze betonen den Prozesscharakter des  
Berufsbildungssystems. Weitgehend akzeptiert ist die Unter- 
teilung des Berufsbildungsgeschehens in die Sequenzen 
Input, Prozess bzw. Throughput, Output sowie Outcome 
(siehe Abbildung 5). Mit Blick auf den Input werden Quali - 
tätsfragen virulent, die die Rahmenbedingungen von  
Bil dungsprozessen und damit dem eigentlichen Bildungs- 
geschehen vorgelagerte Faktoren betreffen (zum  Beispiel 
Ordnungsmittel, Berufsbildungspersonal). Beim Prozess  
stehen Fragen im Mittelpunkt, die die Qualität der Fakto-
ren betreffen, die während des Ausbildungsprozesses zum 
Tragen kommen (zum  Beispiel Methodik des Lehr-Lern- 
Geschehens). Die Qualität des Outputs hebt auf die un-
mittelbaren Berufsbildungsergebnisse ab (u. a. erreichte 
Abschlüsse), die auf den Outcome gerichteten Qualitäts-
fragen auf die kurz- und langfristigen Verwendungsmög-
lichkeiten der erworbenen Kompetenzen. Zwischen den 
Sequenzen bestehen enge Zusammenhänge, beispielsweise  
zwischen den Ausbildungsprozessen und der Professio-
nali tät des Ausbildungspersonals. 

Abbildung 5: Qualitätsprozessmodell in der beruflichen Bildung

DIMENSIONEN DER QUALITÄTSENTWICKLUNG UND -SICHERUNG IN DER BERUFSBILDUNG

MASSNAHMEN DER QUALITÄTSENTWICKLUNG UND -SICHERUNG IN DER BERUFSBILDUNG

 ∙ Anpassung der Ordnungs-
mittel

 ∙ Einführung + Weiter - 
ent wicklung gesetzlicher 
Grundlagen

 ∙ Ausbildung des beruflichen 
Ausbildungspersonals

 ∙ Finanzielle Kapazitäten

 ∙ Etc.

 ∙ Verbindung von Theorie und 
Praxis in Schule und Betrieb

 ∙ Einsatz aktivierender   
Lehr-Lern-Methoden

 ∙ Kooperatives Ausbilder- und  
Lehrerverhalten

 ∙ Kontinuierliche Rück melde-
prozesse

 ∙ Etc.

 ∙ Qualitätsmanagement systeme 
in Schule und Betrieb

 ∙ Leistungsbezogene Mittel-
zuweisung, z. B. auf der Basis 
von Absolventinnen- und 
Absolventenzahlen

 ∙ Vergleich Prüfungs ergebnisse

 ∙ Vergleich Übernahme-/ 
Übergangsraten

 ∙ Etc.

 ∙ Outcomeorientierung/ 
Kompetenzorientierung  
der Prüfungsmodalitäten  
und Prüfungsmethoden

 ∙ Etc.

Outcome- 
orientierung

Input - 
orientierung

Prozess- 
orientierung

Output- 
orientierung

3 Die Ausführungen in diesem Abschnitt 3.2 sind sehr eng angelehnt an die Forschungsarbeiten, Vorträge und Publikationen von Margit Ebbinghaus, 
BIBB. Verwiesen sei hier auch auf Ebbinghaus/Krewerth u. a. 2010.
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Inzwischen gibt es Vorstöße, die strukturbezogenen und 
dynamischen Ansätze zu Rastern zusammenzuführen, 
mit denen sich das Spektrum an Themen und Gegenstän-
den einer berufsbildungsbezogenen Qualitätsdiskussion 
zweidimensional abbilden lässt (vgl. Fischer 2013). Noch 
einen Schritt weiter gehen Balli & Krekel (2006), die als 
dritte Dimension die an Bildung und Berufsbildung betei-
ligten Akteursgruppen definieren. Dadurch wird betont, 
dass unterschiedliche Akteure zwar in verschiedenen 
Kontexten, jedoch nicht unabhängig voneinander agieren 
können, aber auch hervorgehoben, dass sich der gleiche 
Gegenstandsbereich aus der Perspektive unterschiedlicher 
Beteiligter unterschiedlich darstellen kann.

Es kann also festgestellt werden, dass der Diskurs und die 
Entwicklung um die Qualitätsentwicklung und -siche-
rung in Bildung und Berufsbildung in einem engen 
Zusammenhang mit den Modellen und Realitäten der 
Governance-Strukturen stehen. Dort, wo Qualität weiter-
entwickelt werden soll, werden häufig auch Steuerungs-
modalitäten verändert. 

3.3 

QUALITÄTSENTWICKLUNG IM WANDEL: 
NEUE STEUERUNGSANSÄTZE  
IN BILDUNG UND BERUFSBILDUNG

Die traditionelle und bewährte Form der Gewährleistung 
der Qualität in Bildung und Berufsbildung liegt in der 
rechtlichen Festlegung von Mindeststandards. Für die 
betriebliche Berufsbildung könnten diese Standards in 
einem Berufsbildungsgesetz verankert werden, dessen 
Geltungsbereich sich auf die Betriebe erstreckt (und 
daher – je nach Verfassung des Landes – eher Bestandteil 
des Wirtschaftsrechts zu sein hat), für die Berufsschule 
in Schulgesetzen und den nachgeordneten Rechtsnor-
men. Gleichwohl ist evident, dass ausgeprägte gesetzliche 
Normierungen der innerbetrieblichen Qualifizierungsak-
tivitäten, sei es auch nur im Rahmen der Erstausbildung, 
ausgesprochen umstritten und daher international eher 
selten anzufinden sind. Als „hemmende Vorschriften“ 
könnten diese dazu führen, dass eine Beteiligung der Be-
triebe bzw. der Wirtschaft an einer Berufsausbildung nicht 
erfolgt. Betriebe wiederum staatlicherseits über Rechtsver-
ordnungen zur Teilnahme an der beruflichen Bildung zu 
verpflichten, entspricht nicht den freiheitlichen Grund-
ordnungen wirtschaftsgesetzlicher Rahmenvorgaben.

Dort, wo legislative Regulierungen der innerbetrieblichen 
Qualifizierung existieren, sind diese meist Bestandteil der 
weiteren Rechtsgrundlagen des Wirtschaftens und regeln 
häufig auch nur allgemeine Schutzregelungen für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bzw. Auszubildenden. 
Weitergehende nationale und explizite „Berufsbildungs-
gesetze“ mit dem Geltungsbereich der betrieblichen 
Berufsbildung sind sehr selten – und werden seitens der 
wirtschaftenden Akteure in solchen Wirtschaftsgefü-
gen, die eher marktwirtschaftlich ausgerichtet sind, falls 
überhaupt nur unter der Voraussetzung akzeptiert, dass 
dort die ausführenden Kontrollorgane, zum  Beispiel 
„zuständige Stellen“, eng mit den Interessen der Wirt-
schaft im Zusammenhang stehen. Sollte dies nicht der 
Fall sein, findet eine aktive Beteiligung der Wirtschaft 
an einer Form der Berufsausbildung, die staatlichen und 
überbetrieblichen Mindeststandards gehorchen soll, eher 
nicht statt. Insofern könnten – wie oben bereits angedeu-
tet – die nationalen Berufsbildungsagenturen, in denen 
die Wirtschaftsvertretungen über die Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite vertreten sind, eine wichtige Funktion 
für die Akzeptanz einer rechtsstaatlichen Ordnung der 
betrieblichen Berufsausbildung erfüllen – beispielsweise 
dadurch, dass die Kontrollbefugnis für die Einhaltung die-
ser Ordnungen über das Subsidiaritätsprinzip an regionale 
oder lokale Einheiten der nationalen Berufsbildungsagen-
turen übertragen würde.

Die historische Entwicklung der Bildung und (vor allem 
schulischen) Berufsbildung ist geprägt von der Durchset-
zung und Etablierung einer wachsenden gesetzlichen Nor-
mierung und Standardisierung der Rahmenbedingungen 
und Strukturen (vgl. Oelkers 2004). In der Geschichte der 
Entwicklung von Bildung und Berufsbildung überwiegt 
ein inputorientiertes Qualitätssicherungsverständnis, 
ohne welches von einem System der beruflichen Bildung 
heute gar nicht gesprochen werden könnte. Es würden 
Wildwuchs, Fragmentierung und Beliebigkeit in einem 
ungeordneten Feld der Anlernqualifizierung herrschen.

Ein prägnantes Beispiel für diese Inputorientierung im 
Rahmen der Qualitätssicherung sind die etablierten tradi-
tionellen Berechtigungssysteme. Dort werden in staatlich 
normierten Bildungs- und Berufsbildungsangeboten 
Zeugnisse/Abschlüsse („Qualifikationen“) vergeben, die 
zu weiterführenden Zugangsberechtigungen in Schu-
le, Hochschule oder auf dem Arbeitsmarkt führen. Die 
zulassenden bzw. abnehmenden Institutionen verlassen 
sich also auf die Güte der Abschlüsse und damit auf die 
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Qualität der Ausbildungsprozesse in den vorgelagerten 
Bildungseinrichtungen. Ein solches System funktioniert 
nur auf der Basis eines gewachsenen Vertrauensverhält-
nisses, in dem sich bewährt hat, dass diejenigen, die über 
ihre erworbenen Abschlüsse Zugänge in weiterführende 
Einrichtungen erwerben, dort auch erfolgreich weiterler-
nen bzw. arbeiten können. Mehr denn je zeigt sich jedoch, 
dass derartige überwiegend inputorientierte Berechti-
gungssysteme an ihre Grenzen stoßen. Aufnehmende 
Instanzen legen zunehmend Wert darauf, dass diejenigen, 
die Zeugnisse vorlegen, die dort verbrieften Kenntnisse 
und Kompetenzen nicht nur formal nachweisen, sondern 
auch tatsächlich nutzen können (vgl. Frommberger 2009; 
2012). Dieses wiederum führt in eher inputorientierten 
Systemen zu veränderten Steuerungsmodalitäten hin zu 
einer Outcome-Orientierung. Dort allerdings, wo die in-
putorientierten Gewährleistungsbedingungen häufig gar 
nicht gegeben sind (zum Beispiel in Entwicklungsländern), 
ist eine reine Outcome-Orientierung wiederum riskant 
oder gar fahrlässig, weil die Standards für die notwendigen 
Ausbildungsprozesse völlig vernachlässigt werden.

Nationale Berufsbildungsagenturen, deren Befugnis auch 
in der Entwicklung und Umsetzung von Qualifikations- 
und Zertifizierungssystemen liegt, stehen vor der Heraus-
forderung, eine Anerkennung der vergebenen Abschlüsse 
durch die Wirtschaft und das weiterführende Bildungssys-
tems zu ermöglichen. Es wird mit einem Qualifikations- 
und Zertifizierungssystem („Qualifikationsrahmen“) eine 
Transparenz von Abschlüssen hergestellt, ggf. auch eine 
weiterführende Berechtigungsstruktur, die in Konkurrenz 
zu existierenden steht.

Im Rahmen der inputorientierten Qualitätssicherung blei-
ben die tatsächlichen Wirkung solcher Standards auf die 
Ausbildungsergebnisse bzw. der Wirkungszusammenhang 
zwischen der Input- und Prozessebene und der Output- 
und Outcome-Ebene zunächst relativ unbestimmt. Die 
Lernleistung selbst stellt kein Planungselement dar. „Was 
bei der Input-Steuerung als nicht weiter verrechenbarer 
extern beurteilter Output behandelt wird, bindet die 
Output-Steuerung in einer Feedback-Schleife systema-
tisch ein” (Künzli 1999, S. 24). Damit rückt die Lernerfolgs-
kontrolle in das öffentliche Interesse, und die Steuerung 
der Bildungs- und Ausbildungsarbeit erfolgt vermehrt 
produktorientiert.

Qualitätssicherung in der Berufsbildung steht mehr denn 
je im Kontext der Diskussionen um Modelle zur „neuen 

Steuerung“ des Bildungs- und Berufsbildungssystems: 
„Darin liegt das Interesse an einer kontinuierlichen Ver-
besserung und Effizienzsteigerung des Systems“ (Eckert/
Müller/Schröter 2011). Insofern stehen die Fragen der 
Überprüfung der Ergebnisse der Ausbildungsaktivitäten 
(und finanzierten Rahmenbedingungen) seit einigen 
Jahren stärker im Fokus. Für diese Output- und Outcome-
Orientierung stellen die zu erreichenden Lernergebnisse 
und/oder bildungspolitisch gewünschten Benchmarks 
den Bezugspunkt dar, von welchen her die Strukturen und 
Lernprozesse organisiert und gesteuert werden sollen (vgl. 
Kurz 2005; Sloane 2005).

Qualitätsmanagementsysteme gewinnen seit einigen 
Jahren auch für die berufliche Bildung zunehmend an 
Bedeutung. Sie stehen im Zusammenhang mit der Orga-
nisationsentwicklung in Ausbildungsbetrieben, Berufsbil-
denden Schulen, Überbetrieblichen Berufsbildungsstätten 
und anderen Bildungsträgern. Es gibt vielfältige Varianten 
für die Berufsbildung (vgl. für ausgesuchte Anwendungs-
beispiele Gonon u. a. 1999; Fischer/Reglin o. J.). 

Auch der derzeitige Diskurs um Standards in Bildung und 
Berufsbildung ist von der Bedeutung geprägt, nicht nur 
gewünschte und erwartete Verbindlichkeiten zu normie-
ren, sondern deren Einhaltung bzw. das Ausmaß der Ein-
haltung auch flächendeckend und kontinuierlich zu über-
prüfen. Damit wird der Blick explizit auf die Steuerung der 
Wirksamkeit von Bildungs- und Ausbildungsprozessen ge-
richtet. Die Aufsicht über die Wirksamkeit soll also neben 
der Einhaltung institutioneller Kapazitäten (Ausfallzeiten, 
Anzahl der Ausbilder in Relation zu den Auszubildenden, 
Schüleranzahl pro Klassen etc.) den Blick auf die entwi-
ckelten Lernstände und Lernfortschritte der Lernenden 
richten. Auch Akkreditierung und Zertifizierung werden in 
diesem Zusammenhang im Feld der beruflichen Bildung 
diskutiert und häufig auch schon praktiziert (vgl. Friese/
Frommberger 2009).

Neue Steuerungsansätze in Bildung und Berufsbildung 
sind insgesamt in der Folge weiterer gesellschaftlicher 
Entwicklungen zu verstehen, einerseits im Zusammen-
hang mit veränderten wirtschafts-, finanz- und damit 
auch sozialpolitischen Meinungsführerschaften (Sanie-
rung öffentlicher Haushalte, mehr Eigenverantwortung, 
Entlastung staatlicher Fürsorgesysteme), andererseits aber 
auch mit wachsenden demokratischen Partizipations-
bedürfnissen: „Beide Entwicklungslinien mündeten in 
eine Diskussion um die Modernisierung der staatlichen 
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Verwaltung, die bis heute anhält. Unter den Leitideen des 
New Public Management (NPM) (…) wird ein Umbau des 
Wohlfahrtsstaates betrieben, der auf die Kritik an der als 
überkommen angesehenen bürokratischen Steuerung (…) 
reagiert“ (Küssau/Brüsemeister 2007). Zugleich steigen die 
Legitimationsanforderungen an Politik und Staat und die 
Outputlegitimation verdrängt die traditionelle Inputlegiti-
mation, „die sich an Partizipation und geregelten Verfah-
ren orientiert (…)“ (Küssau/Brüsemeister 2007).

Ebenso wird zunehmend deutlich, dass öffentliche Auf-
gaben nur begrenzt über den Markt allein gewährleistet 
werden können. Daher – so Küssau und Brüsemeister 
(2007) – stelle sich das Thema der Ordnungsbildung von 
Gesellschaft allgemein, die Staat, Markt und Zivilge-
sellschaft umschließe, an neuen Interaktionsformen 
wie Netzwerken, Public-Private-Partnerships, runden 
Tischen, öffentlichen Foren, Moderation etc. Es werden 
ebendort die folgenden Entwicklungen für „Governance-
Regimes im Bildungswesen“ (Kussau/Brüsemeister 
2007) hervorgehoben und – in Anlehnung an Altrichter/
Heinrich (2006) – als „evaluationsbasierte Steuerung“ 
gekennzeichnet:
• Rückbau staatlicher Detailsteuerung zugunsten einer 

erweiterten Autonomie von Bildungseinrichtungen;
• Veränderung individual-professioneller Strukturen hin 

zu mehr teamorientierten Formen der Profession;
• Vorgabe substanzieller Außenziele (Bildungsstandards);
• Stärkung von Leitungspositionen;
• innerhalb gewisser Grenzen die Einführung von Wett-

bewerbselementen.

Nationale Berufsbildungsagenturen können ein Ausdruck 
dieser neuen Steuerungsmechanismen sein. Über die Or-
ganisationsstruktur, die möglichst weitgehend die Verla-
gerung von Zuständigkeiten in die Hände der agierenden 
Akteure legt, sind diese Leitideen des NPM realisierbar. 
Gleichwohl sind die Ausgangsvoraussetzungen zu be-
rücksichtigen, das heißt die Grundanlage der politischen 
Struktur und Kultur. Die Verlagerung von Verantwortung 
und Autonomie in die lokalen und regionalen Ebenen 
bzw. in die Hände der handelnden Akteure setzt voraus, 
dass dort grundsätzlich eine Verantwortungsfähigkeit und 
–bereitschaft existiert und die grundlegenden Erfahrun-
gen und Fachkompetenzen auch vorhanden sind.

3.4 

BERUFSBILDUNG ZWISCHEN STAAT 
UND MARKT – ENTWICKLUNGEN UND  
BESONDERE HERAUSFORDERUNGEN 
FÜR DIE QUALITÄTSENTWICKLUNG IN  
DER BERUFLICHEN BILDUNG

Die Prinzipien und Formen der Steuerung der beruflichen 
Bildung stehen in einem unmittelbaren Zusammenhang 
zu der berufsbildungspolitischen Grundstruktur in einem 
Land oder in einer Region. Im Rahmen der Berufsbil-
dungspolitik werden die Interessen der sozialen Akteure 
und Institutionen artikuliert und ausgehandelt, um die 
notwendigen Entscheidungen für die Durchführung und 
Weiterentwicklung der beruflichen Bildung zu treffen und 
umzusetzen.

Im Feld der beruflichen Bildung ist das Spektrum dieser 
Interessen sehr viel komplexer als in den Bereichen der 
allgemeinen und hochschulischen Bildung (vgl. Oliver 
2010). In der Berufsbildungspolitik eines Landes oder 
supranationaler Organisationen (zum  Beispiel EU) müs-
sen sozialpolitische Interessen (vor allem Integration der 
jungen Erwachsenen von der Schule in die Arbeitswelt), 
wirtschaftspolitische Erwägungen (vor  allem Sicherung 
des Fachkräftenachwuchses) sowie bildungspolitische An-
sprüche (vor allem Lebenslanges Lernen; Chancengleich-
heit) verhandelt und verbunden werden.

Während weitgehend eine Übereinkunft darin besteht, 
dass die Bereiche der Allgemeinbildung und der Hoch-
schulbildung in staatlicher Verantwortung zu institutio-
nalisieren, regulieren und weiterzuentwickeln sind, um 
die wachsenden gesellschaftlichen Anforderungen und 
individuellen Ansprüche vereinbaren und gewährleisten 
zu können, ist die ordnungspolitische Regulierung im 
Feld der beruflichen Bildung – historisch betrachtet und 
mit Blick auf die internationalen Unterschiede – sehr viel 
weniger selbstverständlich und zugleich sehr verschieden-
artig ausgeprägt.

Eine besondere Herausforderung für die Steuerung der 
beruflichen Bildung liegt dort, wo privatwirtschaftlich 
handelnde und auf Wertschöpfung und Gewinnentwick-
lung bedachte Unternehmen an der Aus- und Weiterbil-
dung beteiligt sind bzw. beteiligt werden sollen. Anders als 
staatliche/staatlich anerkannte berufsbildende Schulen, 
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die durch das Steueraufkommen öffentlich finanziert 
werden und in rechtlicher Hinsicht den Schulgesetzen 
subsumiert werden können, agieren Unternehmen häufig 
eher auf der Basis marktwirtschaftlicher und ökonomi-
scher Prinzipien und Mechanismen. 

Die zentrale Frage im Zusammenhang mit der Steuerung 
der beruflichen Bildung unter Einbeziehung des Lern-
ortes Betrieb in prinzipiell liberal angelegten wirtschaft-
lichen Grundstrukturen liegt mithin darin, wie dort für 
die innerbetrieblichen Qualifizierungsanteile eine Form 
der überbetrieblich ausgerichteten ordnungspolitischen 
Standardisierung und Qualitätssicherung angelegt sein 
kann. Oder anders ausgedrückt: Dort, wo die innerbetrieb-
lichen Ausbildungs- und Personalentwicklungsansätze 
landesweiten ordnungspolitisch intendierten qualitativen 
(Mindest-)Standards unterliegen, handelt es sich um eine 
Form der Berufsbildung, in der Ausbildungsberufe unter 
Beteiligung innerbetriebliche Qualifizierungsmaßnahmen 
systematisch absolviert und abgeschlossen werden. Diese 
Form der beruflichen Erstausbildung, die zudem meist mit 
einem Fachunterricht in berufsschulischen Einrichtungen 
kombiniert wird (Duales System), stellt die berufsbil-
dungspolitisch motivierten Regulierungsanstrengungen 
vor besondere Herausforderungen – ist aber zugleich eine 
Form der Berufsausbildung von hoher Attraktivität.

Der Stellenwert des betrieblich gebundenen und berufs-
qualifizierenden Arbeitens und Lernens ist in Ländern mit 
etablierten dualen Berufsbildungsstrukturen über einen 
langen Zeitraum Stück für Stück gewachsen. Elementar 
für diesen Weg ist die Akzeptanz der berufsbildungspoli-
tischen Entscheidungen im Feld der beruflichen Bildung 
gewesen. Weltweit ist diese Form der beruflichen Bildung 
nur in wenigen Ländern systematisch verankert, zugleich 
wird im Rahmen der internationalen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit und aktuell im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in Europa das 
Duale System der beruflichen Ausbildung als ein Modell 
verstanden, dessen Umsetzung zu einer erfolgreichen 
Bewältigung der gesellschaftlichen und ökonomischen 
Herausforderungen führen soll. Es wird häufig an einzel-
betriebliche Qualifizierungsformen des Apprenticeship 
bzw. der (vor allem handwerklichen) betrieblichen Lehre 
angeknüpft, die in Ansätzen und historisch gesehen in 
vielen Ländern zu finden ist, jedoch bislang keine flächen-
deckende und ordnungspolitisch verankerte Bedeutung 
gewinnen konnte. Zugleich werden schulisch geprägte 
berufliche Ausbildungsformen angepasst und verändert, 

um den betrieblichen und praxisbezogenen Erfahrungser-
werb auszubauen.

Gleichwohl gelingt eine flächendeckende Verankerung in 
der Form eines Neuaufbaus und ohne eine entsprechende 
Tradition in der Regel nicht oder nur sehr schleppend. Der 
Grund hierfür liegt in der Herausforderung, eine Ausbil-
dungskultur zu verankern, in der eine konsensorientierte 
Aushandlung der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
individuellen Interessen und Nutzenerwartungen gelingt. 
Im Besonderen sind die Bereitschaften der Unterneh-
men, sich als Lernorte und Ausbildungsbetriebe an einer 
solchen Form der beruflichen Bildung zu beteiligen, 
alles andere als selbstverständlich. Einerseits können die 
Unternehmen direkt und indirekt in hohem Maße von 
der Ausbildung der Fachkräfte im Dualen System profi-
tieren, andererseits unterliegen sie in einem öffentlich-
standardisierten Dualen System einer verhältnismäßig 
ausgeprägten staatlichen Regulierung. Betriebe müssen 
in einem solchen Gefüge nicht ausbilden, entscheiden 
sie sich jedoch dafür, sind sie an Mindeststandards zum 
Zwecke der Qualitätssicherung der Ausbildung gebun-
den. Die mittel- bis langfristigen direkten und indirekten 
Nutzenaspekte der Beteiligung an einer auch gesamt-
gesellschaftlich und volkswirtschaftlich ausgerichteten 
Qualifizierungsstrategie sind von einzelbetrieblicher Seite 
oft nicht zu erkennen (vgl. Niederalt 2003).

Die Berufsbildungspolitik hat im Zusammenhang mit dem  
Erhalt und der Weiterentwicklung der Berufsaus bildung 
also die Aufgabe, einen Balancezustand herzustellen: 
Einerseits ist die Durchsetzung ausbildungshemmender  
Vorschriften zu vermeiden, um die Beteiligung der 
Unter nehmen nicht zu gefährden. Andererseits sind die 
ordnungspolitischen Normierungen für die nachhaltige 
Gestaltung der beruflichen Bildung notwendig, um die 
gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ansprüche 
und staatlichen Fürsorgepflichten zu gewährleisten.

Ordnungspolitische Maßnahmen zielen auf die Schaffung 
von Verhaltensregeln der handelnden Akteure. Die Steue-
rung der betrieblichen bzw. beruflichen Bildung kann eng 
mit ordnungspolitischen Maßnahmen verbunden sein, 
insbesondere mit der Gründung von zuständigen Organisa-
tionen (zum Beispiel Berufsbildungsagenturen) und Ins-
titutionen in Form von rechtlichen Rahmenwerken (zum 
Beispiel Berufsbildungsgesetze oder Ausbildungsordnun-
gen). Nach Sloane (2010) handelt es sich bei Institutionen 
um „kodifizierte (in Worte gefasste) gesellschaftliche 
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Regeln, die das Handeln in Organisationen steuern sollen.“ 
Organisationen sind danach „strukturierte soziale Syste-
me, die bestimmte dauerhafte Aufgaben übernehmen.“

Werden neben den staatlichen berufsbildenden Schulen 
Unternehmen in eine Form der Berufsbildung eingebun-
den, die über die inner- und einzelbetriebliche Qualifizie-
rung hinausgehen soll, stellt sich also die zentrale Frage, 
wie weit die Ordnung dieser Qualifizierungsleistungen 
zum Zwecke einer öffentlich-rechtlichen Standardisierung  
reichen kann. Und die berufsbildungspolitische Beant wor-
tung dieser Frage steht in einem unmittelbaren Zusam-
menhang mit der wirtschaftlichen Grundordnung eines 
Landes. 

Die Einbindung der inner- und einzelbetrieblichen Quali-
fizierungsleistungen in ein öffentlich-rechtlich standar-
di siertes System der beruflichen Bildung kann wiederum 
sehr unterschiedlich erfolgen. Eine aktuelle und hohe  
Relevanz für die ordnungspolitisch motivierte Regulie-
rung besitzen weltweit derzeit die Qualifikationsrahmen, 
mit denen typische Bildungs- und Berufsbildungsab-
schlüsse definiert und zueinander in Beziehung gesetzt 
werden. Dieser Referenzrahmen soll in vielen Schwellen-  
und Entwicklungsländern vor allem dazu dienen, die 
informellen Qualifizierungs- und Lernprozesse stärker in  
eine Beziehung zu formalen System- und Abschluss-
strukturen zu bringen. Die tatsächlichen Zertifizierungs-
prozesse werden dann mit Kompetenzerfassungsmecha-
nismen verbunden. Doch auch traditionell stark regulierte 
Systeme nutzen diese Transparenzansätze, um verfestigte 
Berechtigungsstrukturen aufzulockern, Bildungswege zu 
öffnen und die Durchlässigkeit zu fördern.

Die Nationalen Berufsbildungsagenturen übernehmen in 
diesen Zusammenhängen eine zentrale Steuerungsfunk-
tion. Sie dienen als Regulierungsinstanz mit wichtigen 
Informations-, Vermittlungs- und Vergabeaufgaben. Sie 
stellen eine vermittelnde Instanz zwischen ordnungspo-
litisch motivierten öffentlich-rechtlichen Interessen und 
markwirtschaftlichen Handlungslogiken dar.

3. Governance und Qualitätsentwicklung  
 in der beruflichen Bildung
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4.1 

NATIONALE BERUFSBILDUNGS-
AGENTUREN

Nationale Berufsbildungsagenturen (NBA) sind als 
staatliche, halb-staatliche oder autonome Organisationen 
zentrale Akteure in der Entwicklung und Qualitätssiche-
rung beruflicher Bildung und gleichzeitig ein Vermittler 
zwischen Staat und Wirtschaft. Sie erfüllen eine wichtige 
gesellschaftliche und politische Funktion zur Regulie-
rung der beruflichen Bildung in einem Land und/oder in 
einer Region. Im Rahmen der vorliegenden Studie wird 
die Bezeichnung „Nationale Berufsbildungsagenturen“ 
verwendet; daneben existieren weitere Bezeichnungen in 
verschiedenen Ländern, mit denen Institutionen gleicher/
ähnlicher Art gekennzeichnet werden, beispielsweise TVET 
Authority, TVET Agency, Agency for VET, Training Autho-
rity, Skills Authority, Skills Standard Authority, Work Force 
Authority, Vocational Education Commission, National 
Training Authority, Education and Training Board, Sectoral 
Training Board, National VET Council et cetera. 

In der englischsprachigen Fachliteratur wird häufig die Be - 
zeichnung National Training Authorities gewählt, so zum 
Beispiel bei Lauglo (2009): “Some countries have established 
national training authorities apart from regular govern-
ment ministries. Typically, they have control of resources 
that different providers (including government ministries) 
can apply to for funding, at the same time as they are sup-
posed to exercise strategic planning and quality assurance 
purposes of TVET. They also typically have governing boards 
with strong representation directly from industry.” 

Für die Aufgabe der Koordinierung privatwirtschaft-
licher Interessen und staatlicher Intentionen im Feld 
der beruflichen Bildung und Qualifizierung können 
Berufsbildungsagenturen eine wichtige Rolle spielen. Sie 
sollen dem Dialog zwischen den verschiedenen Interes-
sen und Institutionen dienen, insbesondere dort, wo die 
privatwirtschaftlichen Akteure in ein nationales (meist 
überwiegend schulisches) System der beruflichen Qua-
lifizierung und Bildung eingebunden werden sollen. Die 
detaillierten Merkmale und Ausprägungen der Berufsbil-
dungsagenturen sind unterschiedlich und stehen in einem 
engen Zusammenhang zu den politischen, kulturellen 
und ökonomischen Kontextfaktoren der verschiedenen 
Länder und Regionen. Nationale Berufsbildungsagenturen 
sind häufig staatlich gelenkte Einrichtungen, die einem 

bestimmten Ministerium zugeordnet sind, zum Beispiel 
dem Ministerium für Arbeit oder dem Bildungsministe-
rium. In den Vorständen bzw. Leitungen der nationalen 
Berufsbildungsagenturen sind die privatwirtschaftlichen 
Akteure vertreten. Eine Herausforderung, insbesondere in 
Entwicklungsländern, liegt darin, ausreichend organisierte 
privatwirtschaftliche Akteure vorzufinden bzw. in diese 
Aufgabenwahrnehmung einzubinden.

Die Nähe zu den gewohnten staatlichen Organisations-
formen führt auch zu Akzeptanzproblemen bei den privat- 
wirtschaftlichen Akteuren. „Intermediäre Instanzen“ 
(siehe unten) können als Einrichtungen der privaten Wirt-
schaft, die zugleich in öffentlich-rechtlicher Verantwortung  
agieren, diese Akzeptanzprobleme verhindern. 

4. Aufgaben und Funktionen Nationaler Berufsbildungsagenturen  
 (NBA) als intermediäre Instanzen in der beruflichen Bildung



32

4.2 

NATIONALE BERUFSBILDUNGS- 
AGENTUREN: KOLLEKTIVE ÜBER- 
FORMUNGEN INFORMELLER  
QUALIFIZIERUNGSPROZESSE

Nationale Berufsbildungsagenturen werden vor allem dort 
entwickelt und eingerichtet, wo „intermediäre Instanzen“ 
im Feld der beruflichen Bildung nicht bereits historisch 
gewachsen sind. Intermediäre Instanzen in der Berufs-
bildung sind Selbstverwaltungsorgane mit öffentlich-
rechtlicher Verantwortung und zugewiesener Befugnis, 
gleichzeitig jedoch häufig eng an die privatwirtschaft-
lichen Interessen gebunden. Insofern handelt es sich um 
eine vermittelnde Instanz zwischen Wirtschaft und Staat. 

Ein typisches Beispiel aus der Wirtschafts- und Berufs-
bildungsgeschichte sind die traditionellen Zünfte und 
Gilden, mit denen sich eine soziale und rechtliche Über-
formung der „Urgestalt beruflichen Lehrens und Lernens“ 
(Zabeck 2006) und damit der einzelbetrieblichen Interes-
sen und Entscheidungen durchgesetzt hatte. Das auf Mit-
tun im Arbeitsvollzug und Imitation beruhende Erlernen 
der notwendigen Arbeitstechniken im Kontext des noch 
voneinander ungetrennten Lebens und Arbeitens in der 
auf weitgehender Selbstversorgung beruhenden Ökono-
mik geschieht anfangs durch ein marktförmiges Element, 
indem berufliches Lernen nicht mehr ausschließlich im  
Familienverband erfolgt, sondern fremde Kinder als Lehr-
linge angenommen werden und das Lehrverhältnis durch 
Vertrag geregelt wird. Der Prozess der Überformung des 
ursprünglich auf der Eltern-Kind-Beziehung, dann auf der 
Übereinkunft zwischen Lehrherren und den Eltern des 
Lehrlings beruhenden und somit rein individualistischen 
Verhältnisses, setzt sich fort mit dem kollektiven ökono-
mischen wie soziokulturellen Interesse der Korporatio-
nen der Lehrherrn – der Zünfte der Handwerker und der 
Gilden der Kaufleute. Damit wurde die Vertragsfreiheit  
des einzelnen Lehrherrn und der Eltern der zur Lehre vor-
gesehenen Kinder durch Vorgabe von kollektivrechtlichen 
Standards eingeschränkt.

Für den internationalen Vergleich von Berufsbildungs-
systemen und die Erklärung der Entwicklung dualer Aus - 
bildungsstrukturen, in denen das betriebliche Lernen  
in ein öffentlich-rechtliches System eingebunden ist, ver-
weist Schriewer (1986) auf die besondere Bedeutung der 
intermediären Instanzen, die nur in wenigen Ländern ihre 

Bedeutung in der Berufsbildung erhalten hätten. Zugleich 
gibt es in Ansätzen ähnliche Instanzen auch in Entwick-
lungsländern (zum Beispiel Ghana und Afghanistan), an 
die angeknüpft werden könnte.

Dort, wo diese Einrichtungen historisch nicht etabliert und/ 
oder im Rahmen der wirtschaftlichen Entwicklung keine 
Bedeutung erhalten oder gewinnen konnten, gibt es in der  
Regel auch keine verankerten beruflichen Bildungssysteme  
im Sinne von Mischsystemen mit systematisch angelegten 
alternierenden Qualifizierungsansätzen. Die Einrichtung 
Nationaler Berufsbildungsagenturen dient dann im Rahmen  
von Berufsbildungsreformansätzen dazu, entweder über - 
wiegend staatlich gelenkte schulische Ausbildungssysteme 
enger an die Interessen und Mitgestaltung der betrieb-
lichen Akteure und Sozialpartner zu binden oder eher 
liberale und ungeordnete Marktsystem der einzelbetrieb-
lichen Erstqualifizierung in ein transparentes und stärker 
standardisiertes öffentliches Angebot der beruflichen 
Erstausbildung und Weiterbildung unter Beteiligung der  
verschiedenen Interessen zu transformieren: „Many 
governments advocate partnerships between stakeholders 
as a preferred modality for policy-making. This is expressed 
through extensive public consultations and, in some cases, 
the creation of national training authorities” (Holmes 2009, 
907). Eine wesentliche Bedeutung gewinnt in diesem 
Zusammenhang die Funktion, bislang eher fragmentierte 
Berufsbildungs- und informelle Qualifizierungsansätze in 
verschiedenen Sektoren zu bündeln und über Ordnungs-
mittel (zum Beispiel Prüfungsregelungen und Zertifikate) 
zu standardisieren.

Nach Kussau/Brüsemeister (2007; dort in Anlehnung an 
Scharpf 1997) könnten nationale Berufsbildungsagen-
turen mithin als administrativ fungierende „korporative 
Akteure“ verstanden werden, die in ihrem Handeln und 
Entscheiden, anders als „kollektive Akteure“, nicht von den  
Präferenzen einzelner Mitgliedsgruppen abhängen müss-
ten, sondern zumindest prinzipiell unabhängig von den 
Interessen der Mitglieder handeln dürften. 

Nationale Berufsbildungsagenturen, die traditionell ge-
wachsen und verankert sind, folgen häufig dem Subsidiari-
tätsprinzip (vgl. Kapitel 2.2). Diese Verlagerung der Zustän-
digkeit für die praktische Umsetzung und Kontrolle der 
beruflichen Bildung fördert die Beteiligungsbereitschaft 
der Akteure, insbesondere der Unternehmen.

4. Aufgaben und Funktionen Nationaler Berufsbildungsagenturen  
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4.3 

FUNKTIONEN NATIONALER BERUFS-
BILDUNGSAGENTUREN
Die allgemeine und in allen Ländern zentrale Funktion 
dieser Instanzen liegt gleichwohl in der ordnungspolitisch 
intendierten Koordinierung, Regulierung und Standardi-
sierung der Entscheidungen und Handlungen der Akteure 
im Feld der beruflichen Bildung. Insbesondere für die 
Verbindung zwischen öffentlicher Verantwortung und  
privatwirtschaftlicher Einbindung spielt die Berufsbil-
dungsagentur eine wichtige Vermittlungsrolle als Instanz 
des Dialogs. Nationale Berufsbildungsagenturen können 
über eine kooperative Anlage der Realisierung eines kol- 
lektiven Nutzens dienen. So können einzelbetriebliche 
Interessen an qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern und der Sicherung des Fachkräftebedarfs mit 
gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen Anliegen 
verbunden werden. Die Herausforderung liegt in der Ba-
lance zwischen der Berücksichtigung der privatwirtschaft-
lichen und gewinnorientierten Anliegen einerseits und 
den nachhaltigen Regelungsinteressen der öffentlichen 
Instanzen andererseits.

Im Einzelnen sind es vor allem die folgenden Planungs- 
und Umsetzungsaufgaben, die von den Berufsbildungs-
agenturen ausgeübt werden:
• Finanzierung
• Beratung der privaten und staatlichen Anbieter beruf-

licher Bildung; 
• Politikberatung
• Koordinierung
• Standardentwicklung
• Curriculumentwicklung
• Herstellung von Transparenz zwischen verschiedenen 

öffentlichen und privaten Berufsbildungsgängen und 
Abschlüssen

• Prüfung und Zertifizierung
• Akkreditierung
• Qualitätssicherung
• Qualifizierung des beruflichen Bildungspersonals
• Qualifikationsforschung und Berufsbildungsforschung; 

Veröffentlichung von Daten zur Berufsbildung und Quali- 
fizierung; Zuständigkeit für statistische Erhebungen

• Zuständigkeit für die internationale Zusammenarbeit
 

Eine wesentliche Funktion der NBA besteht darin, die be - 
trieblichen Ausbildungs- und Qualifizierungsleistungen 
(work-based-learning) in ein System der öffentlichen 
und transparenten beruflichen Aus- und Weiterbildung 
ein zubinden. Die Strukturen und Befugnisse dieser Ein-
richtungen sind sehr unterschiedlich in verschiedenen 
Ländern, etwa mit Blick auf die Zuständigkeiten für die 
Curriculumentwicklung, Akkreditierung und Zertifizie-
rung, Forschung und Beratung oder hinsichtlich der 
Fragen der Finanzierung in der beruflichen Bildung.

4. Aufgaben und Funktionen Nationaler Berufsbildungsagenturen  
 (NBA) als intermediäre Instanzen in der beruflichen Bildung



34

1 Esti corerer epelique et odiossi molorunt laut veria vit voluptatint. Tem dolupti rem volenis inum excepe aute ipsam ut alit, nobisquati ullab illa 
serupid untintobisquati ullab illa serupid untint..

5. 
Nationale Berufsbildungsagenturen in 
ausgesuchten Regionen und Ländern



35

5.1 

AUSWAHL UND INFORMATIONS-
GEWINNUNG

Teil der vorliegenden Studie sind Fallbeispiele nationaler  
Berufsbildungsagenturen in den Ländern Brasilien, Bulga - 
rien, Ghana, Malaysia und Saudi-Arabien. In diesen Län-
dern, die sehr verschiedene geographische und kulturelle 
Räume abdecken, findet die Berufsbildung tradi tionell 
vollzeitschulisch statt und ist eng gebunden an die Prin-
zipien allgemeiner Bildung. Daneben existieren wenig 
regulierte und eher informelle Qualifizierungsprozesse in  
betrieblichen Kontexten, einschließlich traditioneller 
aber wenig formalisierter Lehrlingsansätze. Systematische 
kooperative Strukturen der Verbindung schulischer und 
betrieblicher Ausbildungsprozesse sind die Ausnahme. 

Mit den Fallbeispielen sollen typische Versuche dargestellt 
werden, die berufliche Bildung mithilfe nationaler Berufs-
bildungsagenturen weiterzuentwickeln. Dieses ist in den 
genannten Ländern der Fall. Es sollen mit diesen Beispielen  
Erfahrungen zu den Möglichkeiten und Grenzen der  
ver schiedenen Ansätze erfasst werden. Die Darstellung der  
Fallbeispiele erfolgt auf der Basis der Gewinnung von In-
formationen aus der vorliegenden Primär- und Sekundär-
literatur, einschließlich der Internetauftritte. Zusätzlich 
wurden leitfadengestützte Interviews mit Expertinnen und  
Experten geführt (Leitfaden siehe Anhang).

Es werden hier fünf Fallbeispiele skizziert; es ist jedoch im  
Rahmen dieser ersten Untersuchung nicht für alle Beispiele  
gelungen, weitergehende Informationen zu erhalten. 
Insbesondere der Ansatz, mit Experteninterviews ohne 
Vorortkonsultationen verschiedene Detailinformationen 
und Einschätzungen zu gewinnen, hat nicht funktioniert. 
Die Kontaktaufnahme gestaltete sich sehr schwierig, 
teilweise wurden Bereitschaften gezeigt, die tatsächlichen 
Informationen waren jedoch begrenzt. Befriedigende Ant-
worten auf die Leitfragen, die in den Fragebögen enthalten 
sind und die Erkenntnisziele bezüglich der Arbeit und 
Funktion nationaler Berufsbildungsagenturen abdecken, 
wurden nicht erreicht. Offensichtlich sind persönliche 
Kontaktaufnahmen vor Ort im Rahmen von Feldstudien 
notwendig (vgl. Kapitel 6).

5.2 

DARSTELLUNG DER FALLBEISPIELE

5.2.1 

BRASILIEN

Die Funktion einer nationalen Berufsbildungsagentur 
übernimmt in Brasilien das Secretariat of Vocational and 
Technological Education (SETEC, Secretaria de Educação 
Profissional e Tecnológica), weisungsgebunden dem 
Bildungsministerium (Ministério da Educação, MEC). Es 
wurde im Jahr 2004 gegründet, Standort in der Haupt-
stadt Brasilia, die Vorgängereinrichtung hieß Secretaria 
de Educação Média e Tecnológica, SEMTEC) (vgl. Castioni 
2006, S. 8). 

Das Sekretariat für berufliche und technische Bildung 
(SETEC) stellt eine Bundeseinrichtung dar. Im föderal 
ausgerichteten Brasilien werden in den Bundesstaaten die 
Bildungs- und Berufsbildungsangelegenheiten maßgeb-
lich durch die dort jeweils zuständigen Bildungsministeri-
en gelenkt (vgl. Frattini/Schmidt 2012).

Das SETEC ist unter anderem verantwortlich für die Pla-
nung, Leitung, Koordination und Überwachung der Pro-
zesse der Gestaltung und Umsetzung der beruflichen und 
technischen Bildung, die Förderung von Maßnahmen zur 
Entwicklung der Qualität in der beruflichen und techni-
schen Bildung sowie für die Einhaltung der Gesetzgebung 
bzw. staatlichen Vorgaben im Bereich der beruflichen 
und technischen Bildung. Die Aufgaben und Zuständig-
keiten der SETEC werden in den Dekreten Nr. 6.320 vom 
20.12.2007 (Decreto nº 6.320 de 20 de Dezembro de 2007) 
sowie Nr. 7.480 vom 16.05.2011 (Decreto nº 7.480 de 16 de 
Maio de 2011) formuliert (vgl. BRASILIEN 2007; 2011).

Das SETEC ist unter  anderem verantwortlich für die 
folgenden allgemeinen nationalstaatlich angelegten 
Aufgaben: 
• Planung, Leitung, Koordination und Überwachung der 

Prozesse der Gestaltung und Umsetzung der berufli-
chen und technischen Bildung;

• Förderung von Maßnahmen, welche die Verbesserung 
der Qualität in der beruflichen und technischen Ausbil-
dung zum Ziel haben und

• Einhaltung der Gesetzgebung im Bereich der berufli-
chen und technischen Bildung.

5. Nationale Berufsbildungsagenturen in  
 ausgesuchten Regionen und Ländern
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Abbildung 6: Organigramm SETEC – Nationale Berufsbildungsagentur Brasilien 
  (Quelle: MINISTERIO DA EDUCAÇÃO/ SETEC 2012, S. 8)
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Vor allem die folgenden wichtigen bundesweiten Pro-
gramme werden durchgeführt und verantwortet:

• Thousand Women Programm: Grundlage für eine 
Politik der sozialen Eingliederung; Frauen haben in 
Situationen der sozialen Verwundbarkeit Zugang zu 
professioneller Bildung, Beschäftigung und Einkom-
men;

• Nationales Programm für den Zugang zu technischer 
Bildung und Beschäftigung (Pronatec) 

• Zertifizierungs-Netzwerk (Certific): Programm zur 
Zertifizierung von Wissen, das während des gesamten 
Lebens erworben wurde;

• Programm des föderalen Netzausbau der Berufsbil-
dung;

• Programm Brasil Profissionalizado Netzwerk e–Tec: 
Das Programm ermöglicht durch Modernisierung 
und Ausbau der öffentlichen Schulen die Integration 
beruflicher Bildung (eines der Ziele des Education Deve-
lopment Plan EDP); Setec entscheidet bei Anträgen über 
die Teilnahme am Projekt; 

• Nationales Programm für die Integration der Berufs-
bildung in die Grundbildung als Bedingung für die 
Bildung von Jugendlichen und Erwachsenen (Proeja);

• Technical Training Course für die Mitarbeiter im 
Bildungsbereich (Profuncionário): Programm für die 
Ausbildung von Mitarbeitern an den Schulen.

5.2.2 

MALAYSIA

Die aktuelle zentrale Nationale Berufsbildungsagentur 
in Malaysia wird Department of Skills Development (DSD) 
genannt, diese wird geleitet durch den National Skills De - 
velopment Council. Das DSD ist die Nachfolgeinstitution 
des National Vocational Training Council, NVTC, und 
stellt eine Abteilung des nationalen Ministry of Human 
Resources dar. 

Nach Artikel 5 des National Skills Development Act (NASDA) 
ist das National Vocational Training Council zusammen-
gesetzt aus den folgenden Vertretungen:
• ein Mitglied ist Vertreter der Wirtschaftsplanungseinheit  

der Abteilung des Premierministers;
• ein Mitglied ist Vertreter der Abteilung für den Öffent-

lichen Dienst;
• ein Mitglied ist Vertreter des Ministeriums für Bildung;
• ein Mitglied ist Vertreter des Ministeriums für Hoch-

schulbildung;
• ein Mitglied ist Vertreter des Ministeriums für Human-

ressourcen;
• ein Mitglied ist Vertreter des Ministeriums für Jugend 

und Sport; 
• ein Mitglied ist Vertreter des Ministeriums für Unter-

nehmerentwicklung;
• ein Mitglied ist Vertreter des Ministeriums für Land-

wirtschaft; und
• ein Mitglied ist Vertreter des Ministeriums für Öffentli-

che Arbeiten; und
• zehn weitere Mitglieder, von denen

• sechs Mitglieder Vertreter der Privatwirtschaft sind;
• ein Mitglied Vertreter der privaten Qualifizierungs-

anbieter ist;
• ein Mitglied Vertreter der Frauenorganisationen ist; 

und
• zwei Mitglieder, die nach Ansicht des Ministers über 

besonderes Wissen oder Erfahrung im Bereich der 
Ausbildung verfügen.

Bereits im Jahr 1971 erfolgte die Gründung des National 
Industrial Trade Testing and Certification Board, um die 
Maßnahmen verschiedener Qualifizierungsanbieter zu 
standardisieren; bis zum Ende der 1980er Jahre gab es 
die Ausarbeitung und Implementierung von 70 National 
Trade Standards mit starker Orientierung am Qualifizie-
rungssystem in Europa (vgl. Kopp/Spöttl/Sern, 2014, S. 38). 
Stück für Stück lag die Zielstellung darin, eine Transparenz 
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für die postsekundäre berufliche Bildung herzustellen, 
also die verschiedenartigen Ausbildungsprinzipien und 
Qualitätsstandards der privaten und öffentlichen Anbieter 
aufeinander zu beziehen. Das oben genannte National 
Vocational Training Council (NVTC) war 1989 aus dem 
National Industrial Trade Testing and Certification Board 
hervorgegangen, um einen wesentlichen Beitrag für diese 
Aufgabe zu leisten. Im Kern ging es darum, ein auf die 
Bedarfe des Beschäftigungssystems gerichtetes einheit-
liches System der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
zu ent wickeln. Präferiert wurde dafür zunächst ein stark 
modularisierter Ansatz, der den Prinzipien des Compe-
tency-based Training and Education (CBTE) folgte und zur 
Einführung eines fünfstufigen Zertifizierungssystems  
der National Occupational Skills Standards (NOSS) führte 
(vgl. Kopp/Spöttl/Sern, 2014, S. 38). In 2004 erfolgte eine 
Relativierung dieser Entscheidung auf der Basis eines 
 Kabinettsbeschlusses und daraufhin der Beginn der Ein-
führung eines National Dual Training Systems (NDTS). 

In 2006 wurde das NVTC umbenannt in das Department 
of Skills Development (DSD). Grundlage für diese Um-
benennung war der 2006 in Kraft getretene National Skills 
Development Act (NASDA), wodurch eine Übertragung 
weitergehender Befugnisse auf das DSD erfolgte. So erhielt 
das DSD unter anderem die Zuständigkeit für das Centre 
for Instructor and Advanced Skill Training (CIAST) und 
den Auftrag, sechs Regionalbüros (Norden, Süden, Osten, 
in Zentralregion, Srawak, Sabah) zu eröffnen (vgl. Kopp/
Spöttl/Sern, 2014, S. 39). Das DSD trägt die Verantwor-
tung für die Industrial Training Institutes (ITI), Advanced 
Technology (Advanced Skill) Centres (ADTEC) und das 
Japan-Malaysia Training Institute (JMTI). Die Zentrale liegt 
in  Putrajaya und es werden die oben genannten Regional-
büros unterhalten, und zwar in Cyberjaya (Cyberjaya 
 Office), Subang Jaya, Selangor Darul Ehsan (Central Regio-
nal Office), Johor Bahru (South Regional Office), Seberang 
Jaya, Pulau Pinang (North Regional Office), Kuala Terengga-
nu, Terengganu Darul Iman (East Regional Office), Kuching, 
Sarawak (Sarawak Regional Office) und Kota Kinabalu, 
Sabah (Sabah Regional Office) (vgl. DSD 2013).

Die NASDA-Gesetzgebung ist ein bedeutender Schritt für  
die Entwicklung der Berufsbildung in Malaysia, da erst-
mals eine nationale Gesetzgebung ausschließlich für die 
berufliche Ausbildung und Entwicklung (skills training 
and development) verabschiedet wurde. Darüber hinaus 
wurde die Bedeutung und Tragweite der ‚Qualifizierung‘ 
erörtert und eine gesetzliche Interpretation vorgelegt, die 

verwendet werden kann, um sie von anderen Komponen-
ten des nationalen Bildungs- und Ausbildungssystem zu 
unterscheiden (vgl. Leong o. J.).

Das DSD ist die zuständige Regierungsbehörde für die  
Unterstützung und Koordinierung von Strategien und 
Qualifizierungsmaßnahmen. Durch die Skills Malaysia 
Agenda, die unter dem Economic Transformation Pro-
gramme (ETP) durch den Ministerpräsidenten am 11. 
Januar 2011 bekanntgegeben wurde, will die Regierung 
zusätzliche hochqualifizierte Arbeitskräfte bis 2020 ge-
winnen. Um dieses Ziel zu ergänzen, hat die Regierung 
das Malaysian Skills Certificate (SKM) für den Zweck des 
Zugangs zu 13 öffentlichen Dienstsystemen anerkannt 
(„government has recognized the Malaysian Skills Certifi-
cate (SKM) for the purpose of entry into 13 public service 
schemes“) (vgl. DSD 2013).

Die Arbeitsschwerpunkte des DSD liegen in der Verbesse-
rung der Wahrnehmung beruflicher Bildung, in der Ent - 
wicklung des beruflichen Ausbildungspersonals sowie in  
der Entwicklung und Strukturierung der curricularen 
Grundlagen (vgl. UNICEF 2013, S. 4). Das DSD wurde damit 
beauftragt, den Ansatz des National Dual Training System 
(NDTS) in Kooperation mit der Industrie in Malaysia weiter 
zu entwickeln. Da weiterhin das System der National Oc-
cupational Skills Standards (NOSS) existiert, gibt es unter-
schiedliche und konkurrierende Zertifizierungssysteme.

Das DSD verfolgt insbesondere die folgenden laufenden 
Aufgaben (vgl. Kopp; Spöttl & Sern 2014, S. 39):
• Entwicklung einheitlicher Kriterien für die Zertifizie-

rung von Qualifikationsstufen und Qualifikationen; 
• Entwicklung des National Occupational Skills Standard 

(NOSS);
• Implementierung des Malaysian Skills Certification 

System (MSC);
• Implementierung des National Dual Training System 

(NDTS);
• Qualifizierung von nationalen Experten für die Industrie 

zur Unterstützung betrieblicher Ausbildung;
• Qualifizierung von Ausbilderinnen und Ausbildern für 

die praktische Ausbildung;
• Anerkennung und Akkreditierung von Trainings-

programmen und Berufsbildungsanbietern für die 
verschiedenen Zertifizierungssysteme. 

Das DSD unterhält 20 Industrial Training Institutes (ITI) 
und zusätzlich sechs neue High-Tech-Centers (ADTEC), 
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die sich im Aufbau befinden, sowie das Centre for Instruc-
tor and Advanced Skill Training (CIAST): Hier werden Lehr-
kräfte für künftiges ITI-Personal ausgebildet. Es werden 
auch Kurzzeitkurse als Weiterbildungsmaßnahmen für 
Be schäftigte angeboten. Das CIAST qualifiziert bzw. zerti-
fiziert jährlich rund 10.000 Ausbilderinnen und Ausbilder.

Das Department of Skills Development (DSD) besteht aus 
verschiedenen Abteilungen, nachfolgend werden die 
wesentlichen Aufgaben verschiedener Abteilungen am 
Beispiel der PMO näher vorgestellt (vgl. DSD 2013):

Das Project Monitoring Office (PMO) Pejabat Peman­
tauan Projek) hat vor allem die folgenden Aufgaben:

• Analyse von Ausbildungsentwicklungsplänen, 
Forschungsberichten; politische Analysen, Daten-
analysen, Bewertungen und Antworten auf Fragen 
der Ausbildung, um die Bedürfnisse der politischen 
Entscheidungsträger fristgerecht zu erfüllen;

• Entwicklung von Qualifizierungswettbewerben;
• Aufklärungsaktivitäten; Informationsvorbereitung; 
• Qualitätskontrolle zur Umsetzung des Malaysian 

Skills Certification Systems;
• Entwicklung aktueller Daten und Informationen 

über Qualifizierungsmaßnahmen im Land.
 
Das Project Monitoring Office (PMO) umfasst die folgenden 
vier Arbeitsbereiche: 

Skills Malaysia Unit:
• Verwaltung und Koordinierung der Umsetzung des 

Skills Malaysia Carnival Beteiligung des Department an 
Messen auf Einladung von ausländischen Agenturen;

• Verwalten, Koordinieren und Formulieren von Umset-
zungsstrategien für Medienwerbeprogramme für Print- 
und elektronische Medien;

• Verwalten, Betreiben und Überwachen der Umsetzung 
von Werbemaßnahmen über soziale Netzwerke und die 
Skills Malaysia Website;

• Verwalten und Koordinieren des Malaysian Skills Com-
petition Council;

• Organisieren und Koordinieren der Malaysian Skills 
Competition (CPM) gemeinsam mit Kementerian Kerja 
Raya KKR (Arbeitsministerium);

• Organisieren und Koordinieren von MySkills-Wettbe-
werben;

• Teilnahme an der ASEAN Skills Competition (ASC);

• Verwalten der Ausbildung und Beteiligung von Malaysia 
an der World Skills Competition (WSC);

• Koordinieren anderer relevanter Wettbewerbe.
Policy Coordination and International Unit: 
Die International Accreditation Unit ist die Einheit, die  
für Akkreditierungsaktivitäten für internationale 
akkreditierte Zentren, internationale Studenten-Regis-
trierung, Regulierung internationaler Programme und 
Förderung im Ausland und strategische internationale 
Beziehungen verantwortlich ist. Die Schaffung dieser 
Einheit ist im Einklang mit der Entscheidung des Kabi-
netts vom 2. Dezember 2005, welche den Vorschlag be-
stätigt, Ausbildungsprogramme zu entwickeln, die durch 
das DSD auf internationaler Ebene akkreditiert sind. Im 
Detail handelt es sich um die folgenden Funktionen:
• Akkreditierung international anerkannter Zentren;
• Verwalten von Akkreditierungsprogrammanträgen 

international anerkannter Zentren;
• Überprüfungen zur Vergabe von Zertifikaten;
• Koordinierung der Registrierung und Bewertung von 

Fähigkeiten von ausländischen Studenten; Übersee-
Werbung und internationale strategische Beziehungen;

• Entwerfen und Implementieren von Werbe- und Öf-
fentlichkeitsprogrammen im Ausland; 

• Bilaterale Zusammenarbeit mit anderen Ländern.
 
Enforcement and Regulatory Unit:
Diese Einheit ist verantwortlich für:
• Überwachung und Koordinierung der Umsetzung des 

Malaysian Skills Certification System für öffentliche 
und private akkreditierte Zentren in Einhaltung der 
Akkredi tierungsvorschriften;

• Überwachung der Umsetzung des Malaysian Skills 
Certification System, welches gegründet wurde, um die 
Qualität der Ausbildung zu steuern;

• Inspektion und Untersuchung von Beschwerden unter 
Einbezug von Rechtsvorschriften;

• Verfolgung rechtlicher Schritte gegen jedes zertifizierte 
Zentrum, das im Widerspruch mit den Bestimmungen 
steht.
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Information Management Unit: 
Die wichtigste Funktion dieser Einheit liegt im technischen 
und inhaltlichen Management der online-Systeme. 

In Malaysia stehen zwei zentrale Zertifizierungssysteme 
bzw. Berufsbildungsansätze im Mittelpunkt der Weiter-
entwicklung der beruflichen Bildung, die National Oc-
cupational Skill Standards (NOSS) sowie das National Dual 
Training System (NDTS). Dem DSD obliegt die Aufgabe, 
diese Ansätze zu implementieren und weiterzuentwickeln.

Im Rahmen des NOSS-Ansatzes werden vor allem die 
folgenden Aufgaben übernommen:
• Planung, Entwicklung und Verwaltung der Entwick-

lung der NOSS-Standards;
• Entwicklung der Online-Anwendung von NOSS über 

das i-NOSS System, das mit dem Malaysian Skills Credit 
System (SKKM) verknüpft wird;

• Entwicklung der konkreten Lehrpläne und Ausbil-
dungsmaterialien;

• Identifizierung externer Beteiligter (Industrie) zur Ent-
wicklung von NOSS.

Im Rahmen des NDTS-Ansatzes werden durch das DSD 
insbesondere die folgenden Aufgaben übernommen:
• Koordination und Verwaltung der Werbeprogram-

me/Information/Förderung der Government-Linked 
Companies (GLCs), Multi-National Corporations (MNCs), 
Small and Medium Enterprises (SMEs), anderer Ver-
bände und Organisationen, die an der Umsetzung des 
NDTS beteiligt sind;

• Vergabe der Berechtigungen zur Beteiligung am NDTS-
System (Akkreditierung);

• Qualitätskontrolle hinsichtlich der Umsetzung der 
Qualifizierungs- und Zertifizierungsaktivitäten durch 
die Anbieter;

• Forschung und Entwicklung.

Es ist deutlich geworden, dass es in Malaysia bereits seit 
mehreren Jahrzehnten kontinuierliche und nachdrückli-
che politische Bemühungen gibt, das berufliche Bildungs-
angebot weiter zu entwickeln und zu standardisieren. 
Insofern gibt es dort eine gewisse Tradition, die auch zu 
einer starken Akzeptanzherausbildung beigetragen hat. 
Ein wesentliches Kennzeichen liegt in dem Nebeneinander  
unterschiedlicher Qualifizierungssysteme, wodurch die 
Transparenz der Abschlüsse und der Tauschwert dieser 
Abschlüsse stark eingeschränkt sind.

5.2.3 

GHANA

Der Rat für Berufsbildung (Council for Technical and Voca-
tional Education and Training COTVET) ist die zentrale na-
tionale Berufsbildungsagentur. Vorgängereinrichtung war 
das National Vocational Training Institute (NVTI), das 1970 
durch ein Gesetz (351) des Parlaments ins Amt gerufen 
und mit der landesweiten Koordinierung aller Aspekte der 
beruflichen Bildung einschließlich der Lehrlingsausbil-
dung sowohl im formellen als auch im informellen Sektor 
beauftragt wurde (vgl. Palmer 2009, S. 69). 

1990 wurde das National Coordinating Committee on Tech-
nical and Vocational Education and Training (NACVET)  
ins Amt gerufen, um ein nationales System zur Entwick-
lung von Fähigkeiten zu koordinieren für den formellen 
und informellen Sektor. Allerdings scheiterte nach Palmer 
(2009) diese Einrichtung daran, dieses Ziel zu erreichen. 
NACVET war beratendes Gremium des Ministeriums für 
Bildung und verfügte nicht über einen eigenständigen 
Rechtsstatus. Mitte der 1990er Jahre war NACVET in einem  
erschreckenden Zustand, auch bezeichnet als „eine leere 
Hülle“ (World Bank 2001, S. 19), mit „fast keine(n) Kapazi-
täten“, fehlendem Rechtsstatus, „fast kein(em) Personal, 
keine(n) Management- und Arbeitssysteme(n), keine(n) 
Büroflächen ... keine(r) Geschäftsausstattung ... [und] 
keine(r) technische(n) und Management-Erfahrung im 
Bereich der Berufsbildung“ (World Bank 2001, S. 6). In den  
frühen 2000er Jahren wurde NACVET noch immer als 
„eine extrem schwache Organisation“ gesehen (World Bank  
2001, S. 3). Die Entwicklung einer nationalen Politik der 
Kompetenzentwicklung war gescheitert und litt weiter-
hin unter Kapazitätsproblemen und unter den laufen-
den Spannungen mit und zwischen den Ministerien für 
Bildung und Arbeit. 

Mit dem Wunsch, den Bildungssektor als Ganzes zu re for - 
mieren, setzte die Regierung 2002 einen Ausschuss unter 
Leitung von Professor Anamuah-Mensah ein, um den Bil - 
dungssektor zu untersuchen und Empfehlungen für die 
Regierung auszusprechen. Eine der wichtigsten Empfeh-
lungen dieses Ausschusses war es, einen Rat für technische 
und berufliche Bildung und Weiterbildung einzurichten  
(vgl. Baffour-Awuah/Thompson 2012, S. 20). In dem Bericht  
von 2002 des Ausschusses zur Überprüfung der Bildungs-
reformen kam man also zu dem Schluss, das NACVET 
„wegen der unterschiedlichen interministeriellen Ziele“ 
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(GoG 2002, S. 155) mit der Schaffung einer neuen Koordi-
nierungsstelle, dem Rat für Berufsbildung (COTVET), ab-
zulösen (vgl. Palmer 2009, S. 69). „Es sollte einen radikalen 
Wandel in der Qualität der Berufsbildungsabsolventen, die 
von TVET-Anbietern hervorgebracht werden, geben und 
Berufsbildung sollte als glaubwürdige Alternative zur all-
gemeinen Bildung gesehen werden“ (COTVET 2010, S. 1).

Im Anschluss an die Empfehlungen des oben genannten 
Berichtes einer Gruppe von Expertinnen und Experten, die  
von der Regierung eingesetzt wurden, um den Bildungs - 
sektor in Ghana zu überprüfen, und des White Papers (TVET  
Policy Framework) von 2004, setzte die Regierung 2006 
einen Ausschuss ein, um die Einrichtung eines neuen Rates 
für Berufsbildung (COTVET) zu erleichtern. Am 27. Juli 
2006 verabschiedete das Parlament einen Gesetzentwurf 
zur Errichtung des COTVET, der im September 2006 zum 
COTVET ACT führte (vgl. Baffour-Awuah/Thompson 2012, 
S. 20). Es handelt sich um eine Instanz des Bildungsminis-
teriums mit Sitz in der Hauptstadt Accra.

Die Verabschiedung des COTVET-Gesetzes ging mit neu-
em Optimismus für die Entwicklung des Sektors einher: 
„Die Dinge verändern sich ziemlich schnell, wir haben 
jetzt ein Gesetz des Parlaments, das den Rat für Berufsbil-
dung begründet. Dies ist ein klares Indiz für den Anfang 
von Systemen und Strukturen. Ich denke, dass TVET 
eine Zukunft hat, sofern COTVET sein Mandat ausfüllt.“ 
(politischer Entscheidungsträger, zitiert nach Bortei-Doku 
Aryeetey/Doh/Andoh, 2011, S. 34)

Die zentralen Aufgaben für die Steuerung und Gestal-
tung der beruflichen Bildung liegen in den folgenden 
Bereichen:
• Koordination und Überwachung aller Aspekte der 

beruflichen Bildung im Land;
• Formulierung von Strategien für die Entwicklung von 

Fähigkeiten (skill development) für das breite Spektrum 
des formalen, informellen und non-formalen Sektors;

• Abstimmung der Maßnahmen zur Förderung und 
Standardisierung der beruflichen Kompetenzent-
wicklung in insgesamt neun Ministerien (Ministry of 
Education, Ministry of Employment and Social Welfare, 
Ministry of Trade and Industry, Ministry of Agriculture, 
Ministry of Road and Transport, Ministry of Local Gov-
ernment, Ministry of Tourism, Ministry of Communica-
tions, Ministry of Youth and Sports) sowie in anderen 
staatlichen und privaten TVET-Anbietern;

• Etablierung des nationalen Berufsbildungssystems, um 

die Produktivität und die Wettbewerbsfähigkeit der 
qualifizierten Arbeitskräfte sowie die einkommens-
erzeugenden Fähigkeiten der Menschen zu verbessern, 
vor allem bei Frauen und einkommensschwachen 
Gruppen durch die Bereitstellung von qualitätsorien-
tierten, industriefokussierten und kompetenten Trai-
ningsprogrammen und ergänzenden Dienstleistungen;

• Weiterentwicklung der Vorgaben für die Bewertung 
und Zertifizierung in der beruflichen Bildung;

• Maßnahmenentwicklung, um die Qualität und Gerech-
tigkeit beim Zugang zu beruflicher Bildung zu gewähr-
leisten;

• Pflege einer nationalen Datenbank für die berufliche 
Bildung;

• Unterstützung der Forschung und Entwicklung in der 
beruflichen Bildung;

• Unterstützung der Finanzierung der beruflichen Bil-
dung;

• Förderung der Zusammenarbeit zwischen Bildungsan-
bietern und der Industrie, um eine nachfrageorientierte 
Lehrplanentwicklung zu unterstützen;

• Förderung der Zusammenarbeit mit internationalen 
Organisationen und Entwicklungspartnern;

• Ausgabe eines Jahresberichtes über den Entwicklungs-
stand von Fähigkeiten im Land;

• Beratung der Regierung in allen Angelegenheiten, die 
im Zusammenhang mit der Verwaltung und Verbesse-
rung der beruflichen Bildung sowie des Ausbildungs-
systems stehen;

• Angebot von Akkreditierungsleistungen für Bildungs-
anbieter, Schulungsleiter und Prüfer; Qualitätssiche-
rungs-Service für Bildungsträger.
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Jahr Monat Prozess

 1990  Gründung von NACVET (National Committee for Technical and Vocational Education and Training)

 1993  Gründung von NAB (National Accreditation Board)

 1994  Gründung von NABPTEX (National Board for Professional and Technician Examinations)

 1997  Befürwortung der Notwendigkeit einer TVET-Reform

 2000  Entwicklungsstudie zur Bildungsentwicklung durch das Bildungsministerium (MOE; Ministry of  
   Education) in Zusammenarbeit mit JICA (Japan International Cooperation Agency) erarbeitete   
   „Ein Gesamtkonzept zur Stärkung der Technischen Bildung in Ghana“ (“A Master plan to  
   strenghten Technical Education in Ghana“)

 2001 Juni TVET-Strategiedokument (Erster Plan)

 2002 Oktober Bericht über die Bildungsreform (Vorschlag zur Gründung von NCTVET; National Council for   
   Technical and Vocational Education and Training)

 2004 Mai Nationales Beratendes Forum zur TVET-Strategie

 2004 August TVET-Strategiedokument (Endfassung)

 2004 Oktober Vorlage der TVET-Strategie im Rat

 2005 Februar Planung der Bildungskonferenz als Rundgespräch des Bildungsfachausschusses

 2005 Mai Vorstellung des TVET-Strategiedokumentes im Rat

 2006 Mai Formulierung von NERIC (National Education Reform Implementation Committee)

 2006 Juni Gründung von CPTC (COTVET Preparatory Technical Committee) durch die leitenden  Direktoren   
   des Bildungsministeriums (MOE) und des Ministeriums für Arbeitskräfte, Jugend und Arbeit   
   (MMYE; Ministry of Manpower, Youth and Employment)

 2006 Juni Seminar zur Sensibilisierung der Gesetzesvorlage zum COTVET 

 2006 Juli Beratung des Parlaments zur Gesetzesvorlage zum COTVET

 2006 August Inkraftsetzung des Gesetzes zum COTVET

 2007 Februar Veröffentlichung des NERIC-Abschlussberichtes

 2007 Oktober Amtsantritt des Vorstands von COTVET (Ernennung des leitenden Direktors von COTVET)

 2008 Oktober Ernennung des leitenden Direktors von COTVET

 2008 November Übernahme der Pflichten durch leitenden Direktor 

 2010 Januar Übernahme der Pflichten durch erste Besetzung technischer Fachkräfte  
   (CBT-Spezialist (Competency Based Training) und Policy-Spezialist)

 2010 Februar Dienstantritt des Koordinators für den informellen Sektor

 2010 März Beginn des teilweisen Betriebes in Übergangsbüroräumen

Abbildung 7:   Zur historischen Entwicklung von COTVET (Quelle: Baffour-Awuah/Thompson 2012, S. 21)
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COTVET setzt sich aus den folgenden Abteilungen zu-
sammen: Personalentwicklung; Finanzen und Verwaltung; 
Prüf- und Zertifizierungsinstitut; Akkreditierungsbera-
tung; Planung, Forschung, Überwachung und Evaluation; 
Angelegenheiten des Informellen Sektors; Berufliche 
Bildung für Menschen mit Benachteiligungen; Frauen in 
beruflicher Bildung; weitere Abteilungen, die der Vorstand 
für notwendig erachtet, um eine effiziente Erfüllung der 
Aufgaben gewährleisten zu können.

Für die Gewinnung betrieblicher Ausbildungsbeteiligung  
ist die Abteilung „Angelegenheiten des Informellen Sek-
tors“ von besonderer Bedeutung; diese ist zuständig für die  
Entwicklung von Mechanismen für die Übertragbarkeit 
zwischen formellen und informellen TVET-Ansätzen. Im 
Mittelpunkt stehen die Versuche, Unternehmen des in-
formellen Sektors zu mobilisieren und in die Verbindung 
zu Wirtschaftsverbänden zu führen.

Vom COTVET-Vorstand wurden die folgenden 5 ständigen 
Ausschüsse/Gremien eingerichtet (vgl. Baffour-Awuah o.J.):

1 National Apprenticeship Programme Committee (NAPC) 
für die Koordinierung der Aktivitäten des National 
 Apprenticeship Programme (NAP). Das Programm wurde 
von der Regierung aufgelegt und als eine Strategie 
zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit im Land 
verstanden. COTVET koordiniert die Umsetzung der 
Ausbildung (apprenticeships);

2 National TVET Qualifications Committee (NTVETQC); 
dieser Ausschuss ist die wichtigste Regulierungsbehör-
de für den Nationalen Qualifikationsrahmen der Be-
rufsbildung (National TVET Qualifications Framework). 
Er berät den COTVET-Vorstand; 

3 Training Quality Assurance Committee (TQAC); die 
allgemeine Funktion dieses Ausschusses liegt darin, die 
Qualität der Bildungsanbieter und Qualifizierungsver-
gabeagenturen zu überprüfen und zu sichern;

4 Industry Training Advisory Committee (ITAC); allge-
meine Funktion des Ausschusses und seiner Unter-
ausschüsse ist die Entwicklung der nationalen Berufs-
standards (National Occupational Standards) oder  
der Kenntnisse-, Fähigkeiten- und Arbeitsleistungs-
standards für die Definition und Bescheinigung von 
Qualifikationen; zwei Hauptunterausschüsse: a) Occu-
pational standards generation sub-committee (SITAC) 
– fünf Gruppen, die für die Generierung von Berufs-
standards für bestimmte Gewerbe verantwortlich sind; 
b) Occupational standards validation sub-committee 

(SITACOS) – fünf Gruppen, die verantwortlich sind für 
die Validierung von Berufsstandards, um sicherzu-
stellen, dass diese die Bedürfnisse und Anforderungen 
an Fähigkeiten relevanter Industrien erfüllen; weiter-
hin die Beurteilung der Relevanz der Berufsstandards 
in Hinsicht auf die beste internationale Vorgehens - 
weise, Möglichkeiten der Weiterentwicklung, Arbeits-
möglichkeiten und andere.

5 Skills Development Fund Committee; wurde unter dem 
Vorstand des COTVET gegründet, um alle Aspekte der 
Einführung und Umsetzung des Skills Development 
Fund zu überwachen. 

Die Leitung des COTVET erfolgt durch einen 15-köpfigen 
Vorstand mit einem arbeitgebernahen Industrievertreter 
als Vorsitzenden und weiteren Vertretern des öffentlichen 
und privaten Sektors. Der Vorstand des COTVET wird vom 
Präsidenten Ghanas in Absprache mit Mitgliedern des 
Staatsrates ernannt. Mitglieder des Vorstandes sind a) der/
die Vorsitzende, b) die Geschäftsführung, c) jeweils Ver-
tretungen aus dem Ministerium für Arbeit und Beschäfti-
gung, dem Ministerium für Umwelt, dem Ministerium für 
Bildung, dem Ministerium für Industrie; eine Person mit 
Erfahrung in der beruflichen Bildung; zwei Personen, die 
von anerkannten Arbeitgeberverbänden nominiert werden;  
eine Person, die von der Institution of Incorporated Engi-
neers nominiert wird; zwei Personen aus Organisationen 
der privaten beruflichen Bildungseinrichtungen; zwei 
weitere Personen, die vom Präsidenten ernannt werden 
(vgl. COTVET Act 2006, 3.1).

COTVET wird überwiegend durch das Staatsbudget bzw. 
Steuergelder finanziert (vgl. Akplu/Amankrah, 2008, S. 26), 
akzeptiert aber auch Spenden, Zuschüsse und Darlehen 
von Dritten und zieht für einige seiner Aktivitäten Gebüh-
ren ein (vgl. Gondwe/Walenkamp 2011, S. 17).

Ebenso wie die Vorgängereinrichtungen steht auch COTVET  
vor der Herausforderung, neben den etablierten staatlichen  
Zuständigkeiten in den verschiedenen Ministerien die per 
Gesetz zugeschriebenen Befugnisse tatsächlich auszuüben.
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Abbildung 8: Organigramm COTVET – Nationale Berufsbildungsagentur Ghana  
  (Quelle: Baffour-Awuah/Thompson, 2012, S. 23)
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Für die vorhandenen Formen der schulischen beruflichen 
Bildung zeichnet das Bildungsministerium weiterhin ver - 
antwortlich und COTVET besitzt im Prinzip nur die Mög-
lichkeit, alternative und möglichst abgestimmte Standards 
zu entwerfen, die von diesen staatlichen Schulen zur 
Kenntnis genommen und gegebenenfalls als relevant für 
die eigenen Angebote betrachtet werden. 

Eine unmittelbare Direktive für diesen schulischen Be-
reich besteht nicht. Auf der anderen Seite ist der Zugriff 
auf die Wirtschaft, mithin die Regulierungsmöglichkeit 
betrieblicher Ausbildungsbeteiligungen, relativ gering. 
Auch hier existieren parallele staatliche Einrichtungen 
(Ministerium für Arbeit und Soziales, verschiedene bran-

chenbezogene Wirtschaftsministerien), deren Einfluss auf 
die Unternehmensaktivitäten gerichtet ist. Hinzu kommt, 
dass es grundsätzlich in Ghana nicht die Tradition gibt, 
dass die Wirtschaft sich an einem öffentlich-rechtlich re - 
gulierten System der beruflichen Bildung beteiligt, wes-
wegen die Versuche der Einbindung der Betriebe per se 
vor großen Herausforderungen steht. 

Nicht zuletzt unterliegen die wirtschaftlichen Aktivitäten 
in Ghana nur in Teilen einer transparenten Verhaltens-
regelung, vielmehr ist die Wirtschaft überwiegend informell.  
Während die Arbeit von COTVET sehr viel stärker auf die 
Verbindung verschiedener Interessen gerichtet ist, liegt die 
Tradition der ministeriellen Umsetzung von Entscheidun-
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gen in der traditionellen staatlichen Direktive. Diese Form 
der Politik stößt für die Umsetzung und Implementierung 
von Strukturen, die stark von den Bereitschaften der han-
delnden Akteure abhängig sind, auf ihre Grenzen. 

Eine weitere Schwierigkeit für die Wirkungsmächtigkeit 
von COTVET liegt in ihrer zentralen Verfasstheit. Die re- 
gio nale und lokale Verankerung der Aufgaben ist aufgrund  
eingeschränkter Kapazitäten nicht sehr stark ausgeprägt. 
Es ist also immer wieder schwierig, die Aufgaben im ganzen 
Land vor Ort zu vermitteln und tatsächlich wahrzunehmen.  
Baffour-Awuah/Thompson (2012, S. 43) formulieren, 
dass vor diesem Hintergrund ein Gesetz notwendig und 
zweckmäßig wäre, in welchem COTVET eine noch stärkere  
rechtliche Rückendeckung gegeben werde. Ebenso wichtig  
sei aber auch der Blick auf bestehende Gesetze, die einen 
Bezug zur Kompetenzentwicklung aufweisen, und be-
stimmte Gesetze bzw. Gesetzespassagen aufzuheben, um 
eine Dopplung von Funktionen zu vermeiden und die 
Mandate der jeweiligen Organisation deutlich zu formu-
lieren. Es sei die Durchführung gründlicher Analysen 
notwendig, um herauszufinden, welches Ministerium  
in der Lage wäre, das erforderliche Engagement für die 
Unterstützung der Reformen zu leisten, beispielsweise 
eher das Bildungs- oder eher das Arbeitsministerium. 

Es ist grundsätzlich zu fragen, ob die Weiterentwicklung 
der Wirkungsmöglichkeiten von COTVET über diese 
gesetzliche Konzentrierung tatsächlich erfolgreich wäre. 
Der Aufbau beruflicher Strukturen, insbesondere unter 
Einbezug der Unternehmen, kann nur langfristig erfolgen 
und hat die ökonomischen Interessen dieses Partners zu 
berücksichtigen. Es ist eher zu vermuten, dass Zwangszu-
griffe keine nachhaltigen Effekte haben werden.

5.2.4 

BULGARIEN

Die Nationale Agentur für Berufsbildung (National Agency 
for Vocational Education and Training, NAVET) wurde im 
Jahr 2000 auf der Grundlage des Berufsbildungsgesetzes 
von 1999 (Vocational Education and Training Act, VETA) 
gegründet: „The National Agency for Vocational Education 
and Training is a state body for accreditation and licensing 
of activities in the vocational education and training system 
and also for coordination of institutions that are involved in 
career guidance and in vocational education and training” 
(Art. 41 Abs. 2 VETA).

Die NAVET übernimmt gemäß Art. 42 VETA vor allem 
die folgenden zentralen Funktionen:
• Akkreditierung der Einrichtungen der beruflichen 

Bildung, und zwar auf Anfrage der Einrichtungen 
selbst, auf Anfrage des Ministeriums für Bildung und 
Wissenschaft oder auf der Basis der Entscheidungen 
des Vorstandes der NAVET;

• Entwicklung und Bestätigung von Kriterien zum 
 Zwecke der Akkreditierung, und zwar in Abstimmung 
mit dem VETA sowie den nationalen Bildungsstandards; 
ebenso Bestimmung der konkreten Akkreditierungs-
prozesse und Vergabe von Berechtigungen;

• Vorlage der Liste der Aus- und Weiterbildungsberufe,  
der nationalen Bildungsstandards für den Erwerb 
beruflicher Qualifikationen sowie der nationalen Bil-
dungsstandards für das staatliche Bildungssystem an 
das Ministerium für Bildung und Wissenschaft;

• Vergabe von Forschungsaufträgen im Bereich der 
beruflichen Bildung; 

• Weiterentwicklung der Attraktivität der beruflichen 
Bildung;

 
Neben der Akkreditierung von Einrichtungen der außer-
schulischen Berufsbildung, ist die NAVET also dafür 
zuständig, die Liste der Aus- und Weiterbildungsberufe 
zu erstellen sowie hierfür die staatlichen Bildungsanfor-
derungen auszuarbeiten. Sie hat die Aufgabe 
• der Sicherstellung und Erhaltung der Qualität in der 

beruflichen Aus- und Weiterbildung von Jugendlichen 
und Erwachsenen nach den Bedürfnissen des Arbeits-
marktes und der Entwicklung der Wettbewerbsfähig-
keit der bulgarischen Wirtschaft, 

• der Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern bei der 
Umsetzung koordinierter Politiken/Strategien für 
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lebenslanges Lernen, 
• der Erweiterung des Zugangs der Arbeitslosen und 

Arbeitenden zu beruflicher Aus- und Weiterbildung,
• der Gewährleistung des öffentlichen Zugangs zu nütz-

lichen Informationen über die berufliche Weiterbildung 
und lebenslanges Lernen im Land und in der EU,

• der Entwicklung langfristiger Verträge für die Partner-
schaft zwischen der NAVET und allen landesweiten, 
die Arbeitgeber und Arbeitnehmer repräsentierenden 
Organisationen, staatlichen Institutionen und Orga-
nisationen aus verschiedenen wirtschaftlichen und 
beruflichen Bereichen, 

• der Vereinbarung mit der Agentur für Arbeit (Employ-
ment Agency EA) über gemeinsame Aktionen in Bezug 
auf die Qualität und Kontrolle der Zusicherung der  
beruflichen Bildung von Beschäftigten und Arbeits-
losen und zur Schaffung eines integrierten Informa-
tionssystems „NAVET-EA“ für die Nachfrage und das 
Angebot der beruflichen Bildung im Land.

Der Vorstand bzw. Verwaltungsrat der NAVET setzt sich 
gemäß Art. 44 (1) VETA aus Vertretungen (Vorsitz + 24 
weitere Personen) der folgenden Gruppen zusammen:
• 8 Vertretungen aus den Ministerien,
• 8 Vertretungen der Arbeitgeberorganisationen,
• 8 Vertretungen der Arbeitnehmerorganisationen.

Der Vorsitz wird vom Premierminister bestimmt, und 
zwar auf der Grundlage des Vorschlages des Ministeriums 
für Bildung und Wissenschaft. Der oder die Vorsitzende 
ist zugleich Leiterin bzw. Leiter der NAVET. Die Dauer 
der Mitgliedschaft der Personen beträgt vier Jahre, dann 
erfolgt eine Neubestimmung. Dieselbe Person darf insge-
samt nicht länger als acht Jahre diese Funktion ausüben. 
Im Gesetz erfolgen weitere Regelungen zu den Qualifi-
kationsvoraussetzungen des Vorsitzenden und zu den 
Gründen und Möglichleiten, Mitglieder des Vorstandes zu 
ersetzen. Der Vorstand soll einmal pro Monat zusammen-
kommen und Entscheidungen in den oben genannten 
Aufgabengebieten treffen (vgl. auch Art. 47 VETA). Zur 
Vorbereitung dieser Entscheidungen werden Arbeitsgrup-
pen eingerichtet.

Arbeitsgruppen werden in der Regel berufsfeldbezogen/
branchenbezogen eingesetzt (vgl. Art. 49 VETA). Sie sind 
prinzipiell mit neun Personen besetzt, die die folgenden 
Bereiche vertreten:
• Ministerium für Bildung und Forschung,
• Arbeits- und Sozialministerium,

• Wirtschaftsministerium bzw. ggf. branchenbezogenes 
Fachministerium,

• 3 Mitglieder der Arbeitgeberorganisationen aus der 
entsprechenden Branche,

• 3 Mitglieder der Arbeitnehmerorganisationen aus der 
entsprechenden Branche.

Diese Arbeitsgruppen verhandeln die inhaltlichen Fragen 
in den oben genannten Aufgabengebieten, speziell zu 
folgenden Punkten:
• Vorbereitung von Berichten für den Vorstand mit 

Vorschlägen für die Lizenzierung von Zentren für 
berufliche Bildung und Zentren für Informations- und 
Berufsberatung,

• Entwicklung und Aktualisierung der staatlichen 
Standards für den Erwerb der beruflichen Qualifikation 
sowie für das Beurteilungssystem in seinem Teil der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung,

• Teilnahme an der Entwicklung und Aktualisierung  
der Liste der Berufe für die berufliche Aus- und Weiter-
bildung.

Arbeitsgruppen bzw. Fachkommissionen gibt es in den 
folgenden Berufsfeldern bzw. Branchen:
• Maschinenbau , Metallverarbeitung und Metallurgie
• Elektrotechnik und Energietechnik
• Informations- und Kommunikationstechnologien, 

Elektronik und Automatisierung
• Chemietechnik
• Kraftfahrzeuge, Schiffe und Flugzeuge und Transport-

dienstleistungen (Logistik)
• Bautechnik
• Lebensmittelindustrie
• Textil- und Holzindustrie
• Land- und Forstwirtschaft
• Hotel- und Restaurantmanagement, Catering, Reisen, 

Tourismus und Freizeit
• Wirtschaft und Verwaltung
• Kunst/Handwerk
• Gesundheitswesen und Sport
• Soziale Dienste, Persönliche Dienstleistungen, Immo-

bilien und Persönlichkeitsschutz.

Die NAVET veröffentlicht die Entscheidungen und alle  
notwendigen Informationen in einem regelmäßigen 
Newsletter. Darüber hinaus ist die NAVET für die Einrich-
tung und Pflege der notwendigen Register und Daten-
banken zu beruflichen Aus- und Weiterbildungen und 
relevanten Institutionen und Anbietern zuständig. Sie  
ist für die systematische Transparenz und Verbreitung der  
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relevanten Informationen in der beruflichen Bildung 
zuständig.

Im Rahmen der Mitarbeit in den Gremien haben die 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen die fol-
genden Aufgaben und Befugnisse:
• Teilnahme an der Ausarbeitung, Aktualisierung und 

Koordinierung der Liste der Berufe für die Berufsbil-
dung;

• Vorschlag zur Aktualisierung des Registers aus den Zu - 
satzbestimmungen des Gesetzes über das öffent liche 
Schulwesen (Public Education Act) bezüglich der Insti-
tutionen des Berufsbildungssystems;

• Teilnahme an der Entwicklung, Koordination und 
Aktualisierung der nationalen Bildungsstandards 
(National Education Standards) für den Erwerb von 
Qualifikationen in der Berufen;

• Beteiligung an der Organisation und Durchführung 
von Prüfungen für den Erwerb der beruflichen Quali-
fikation und Benennung der Mitglieder der Prüfungs-
ausschüsse;

• Ernennung der eigenen Vertreter in den Vorstand 
und zu den Fachkommissionen der NAVET (National 
Agency for Vocational Education and Training).

Die zentralen Herausforderungen für die NAVET liegen 
in der Gewinnung einer Bedeutung für die Gestaltung der 
beruflichen Bildung neben den bisherigen Instanzen und 
Einrichtungen. Das Fallbeispiel Bulgarien ist typisch für 
die Situation in Ost- und Südosteuropa, wo traditionell die 
schulischen Berufsbildungssysteme dominieren und die 
berufsbildungspolitischen Strategien auf die Einbindung 
der betrieblichen Qualifizierungsprozesse und Lernorte 
zielen. Die Konkurrenz zu den bisher und parallel weiter-
hin zuständigen Ministerien (Bildung, Wirtschaft, sektor-
bezogene Ministerien) und existierenden Bildungsgeset-
zen ist stark und führt zu Umsetzungsschwierigkeiten. 

5.2.5 

SAUDI-ARABIEN

Der Beginn der beruflichen Ausbildung im Königreich geht  
auf eine frühe Periode zurück, in welcher die Zuständig-
keit auf drei Behörden verteilt wurde: Das Ministerium für  
Bildung leitete die Ausbildungs-Sekundarschulen (Train-
ing Secondary Schools; Bereiche: Industrie, Landwirtschaft 
und Gewerbe), das Ministerium für Arbeit und Soziales 
steuerte die Berufsausbildung an Vocational Training Cen-
tres und das Ministerium für Stadtbezirke und ländliche 
Angelegenheiten (Ministry of Municipilaties and Rural Af-
fairs) organisierte die so genannten Hilfsinstitute (assistant 
institutes).

Im Zusammenhang mit einem starken politischen Interesse 
an der Entwicklung eines Fachkräftepotentials und eines  
wachsenden Qualifizierungs- und Integrationsbedarfes  
junger Erwachsener wurde die Zuständigkeit für die 
Weiterentwicklung der beruflichen Bildung in den 1980er 
Jahren stärker zusammengefasst und in die Technical and 
Vocational Training Cooperation (TVTC) überführt.

Im Dekret Nr. 158 vom 12.06.1429 H (= 17.06.2008), das 
vom Ministerrat erlassen wurde, wurde der General Plan 
der TVTC genehmigt. Der Plan beinhaltet folgende Ziel-
stellungen:
• Lizenzvergabe und Entwicklung beruflicher Ausbil-

dungs programme für Männer und Frauen, die auf den 
Arbeitsmarkt bezogen sind und die dortigen Anforde-
rungen berücksichtigen;

• Erlass von Regeln und Vorschriften für die Steuerung 
der Qualität der beruflichen Bildung und der Über-
wachung der Programme;

• Durchführung von Forschung und Entwicklung;
• Einbeziehung des privaten Sektors in die berufliche 

Ausbildung;
• Angebot und Entwicklung von Schulungsprogrammen 

anzubieten, in denen für eine geeignete Beschäftigung 
qualifiziert wird;

• Öffentlichkeitsarbeit und Marketing zur Bedeutung der 
beruflichen Bildung

• Entwicklung von Rahmenbedingungen für das lebens-
lange Lernen.

Der Gouverneur des TVTC regelt seine Angelegenheiten 
in Übereinstimmung mit den Richtlinien, Zielen und Ent-
scheidungen des Board of Directors der Gesellschaft.  
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Er wird von den folgenden vier Vizepräsidenten unter-
stützt: Stellvertreter für Ausbildung (Männer); Stell-
vertreter für Support Services; Stellvertreter für Planung 
und Ent wicklung; Stellvertreter für Ausbildung (Frauen). 
Der Ver waltungsrat des TVTC hat in seiner Sitzung Nr. 81 
vom 19.04.1430H (15.04.2009) die Organisationsstruktur 
genehmigt. Die neue Struktur beinhaltet die Schaffung  
des neuen Postens des stellvertretenden Gouverneurs  
für die Ausbildung der Frauen, um der Ausbildung von 
Mädchen mehr Flexibilität und auch Unabhängigkeit  
zu geben.

Eine wesentliche Strategie des TVTC liegt darin, die Auf-
gaben und Zuständigkeiten regionaler Ausbildungsein-
richtungen und Berufsfachräte zu erweitern (Regional 
Training and Vocational Councils), um die Arbeit zu 
dezentralisieren.

Die TVTC zielt auch auf die Verbesserung der Leistung 
ihrer Ausbildungseinheiten und des Überwachungsma-
nagements durch die Entwicklung folgender Ansätze:
• Umwandlung der Dienstleistungsprogramme von Aus-

zubildenden in automatisierte und elektronische Syste-
me in der Registrierung, Zulassung, Stipendienzahlung, 
Prüfungen, Beurteilung und Zertifikatsausgabe;

• Angebot geeigneter Lernumgebungen, die Ausbilder er-
mutigen, Methoden einzuführen, die Qualität gewähr-
leisten;

• Aktualisierung und Entwicklung technischer und be-
ruflicher Standards der Ausbilder durch die Einführung 
von Förderprogrammen;

• Zurverfügungstellung von Ausrüstung und Ausbil-
dungszubehör;

• Entwicklung des EDV-Systems der Organisation und 
der Ausbildungseinheiten durch die Aktivierung von 
E-Government-Transaktionen in den Abteilungen des 
TVTC und seiner Einheiten und Bereitstellung von 
Dienstleistungen für die Nutzer über die Homepage der 
Gesellschaft;

• Aktivierung der Entwicklungsprogramme und der 
technischen Ausbildung des Personals und Förderung 
der Ausbildung von Verwaltungsmitarbeitern in den 
Ausbildungseinheiten.

Das TVTC pflegt Kooperationsvereinbarungen mit indus-
triell fortgeschrittenen Ländern, so vor allem mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika, Deutschland, Japan, 
 Kanada, Australien, Südkorea, Großbritannien. Dement-
sprechend wurde die Erfahrung dieser Länder für die 

Entwicklung von Programmen, Lehrplänen, Bildungs-
medien und Ausbildungsmethoden verwendet. Das TVTC 
steht auch in der Zusammenarbeit mit internationalen 
Organisationen, deren Arbeitsfeld unter anderem die 
berufl iche Bildung ist, wie der United Nations Educational, 
Scientific and Cultural Organization (UNESCO) und der 
International Labour Organization (ILO).
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Abbildung 9: Organigramm TVTC – Nationale Berufsbildungsagentur Saudi Arabien
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6.1 

EMPFEHLUNGEN FÜR DIE POLITISCHE 
BERATUNG ZUR WEITERENTWICK-
LUNG VON BERUFSBILDUNGSSTRUK-
TUREN

Die zentrale Aufgabe einer NBA liegt in der Entwicklung 
und Koordinierung nationaler Qualifikationen, die der 
Planung, Durchführung, Überprüfung und Zertifizierung 
von Lern- und Ausbildungsprozessen in Schule und Be-
trieb dienen können. Ein wesentlicher Bestandteil dieser 
Aufgabenwahrnehmung stellt – neben der Informations-
gewinnung und Maßnahmenentwicklung – die Vermitt-
lung bzw. Abstimmung der unterschiedlichen Interessen 
der Akteure und Institutionen dar.

In den meisten Ländern dieser Welt und so auch in den 
Schwellen- und Entwicklungsländern ist die Situation 
zu beobachten, dass staatlich gelenkte schulische Be-
rufsbildungsstrukturen neben einzelbetrieblichen und 
direkt arbeitsplatzbezogenen Qualifizierungs- respektive 
Anlernprozessen existieren. Letzteres schließt traditio-
nelle Lehrlingsausbildungen ein, die aber nicht über ein 
national angelegtes Ordnungssystem geregelt werden. Die 
staatlichen schulischen Berufsbildungssysteme folgen in 
ihrer Weiterentwicklung in der Regel den Prinzipien der 
Allgemeinbildung, das heißt das vorrangige Ziel liegt da-
rin, die Anschlussfähigkeit an die anerkannten allgemein  
bildenden Abschlüsse und vor allem an die Hochschul-
zugangsberechtigung zu erreichen. Die informellen einzel-
betrieblichen Qualifizierungsprozesse on the job bzw. der 
Bereich des innerbetrieblichen Human Ressource Develop-
ment sind in die staatlichen Regulierungsstrukturen für 
den Bereich der beruflichen Bildung traditionell nicht ein- 
gebunden. 

Eine sichtbare Tendenz im Rahmen der berufsbildungs-
politischen Strategien liegt darin, das traditionell gewach-
sene und unverbundene Nebeneinander der unterschied-
lichen Formen der einzelbetrieblichen Qualifizierung und 
der diversen berufsbezogenen Aus- und Weiterbildungs-
prozesse aufzulösen und die schulischen und betrieblichen  
Angebote stärker aufeinander zu beziehen. Kurz: Es wird 
versucht, Aktivitäten, die im Zusammenhang mit unter-
nehmerischer Wertschöpfung stehen (einzelbetriebliche 
Qualifizierung) in ein Allgemeingut der beruflichen Aus-  
und Weiterbildung systematisch einzubinden – einer seits  
über die Sichtbarmachung und Überführung der dort 

informell erworbenen Kompetenzen in einen Qualifi ka - 
tions- bzw. Zertifizierungsrahmen, andererseits über  
Mechanismen der stärkeren Formalisierung und Stan-
dardisierung der innerbetrieblichen Lernprozesse, 
beispielsweise durch die Qualifizierung des beruflichen 
Bildungspersonals, die Überprüfung betrieblicher Ausbil-
dungsmöglichkeiten und -fähigkeiten, die Entwicklung 
betriebsbezogener Curricula (ausbildungsberufsorientiert 
oder modulartig angelegt), Ausbildungsberatung, die Ein-
richtung von Ausbildungsvereinbarungen (oder –verträ-
gen) etc.

Ein wichtiges Argument für die Weiterentwicklung der 
Verbindung der schulischen Ausbildungsprogramme zu 
den beschäftigungsrelevanten Erfahrungs- und Qualifi-
zierungsprozessen liegt in der Erhöhung der Attraktivität 
und Relevanz der schulischen Maßnahmen. Zugleich 
sollen – wie oben angedeutet – die nicht standardisierten 
vielfältigen einzel- und innerbetrieblichen Qualifizie-
rungsmaßnahmen, einschließlich der traditionellen 
Ausbildungsleistungen im Lehrlingswesen, stärker in ein 
öffentlich-rechtlich legitimiertes und transparentes Be-
rufsbildungssystem einbezogen werden, um insbesondere 
denjenigen jungen Erwachsenen, die direkt aus der Schule 
auf den Arbeitsmarkt und in das Beschäftigungssystem 
strömen, systematische berufliche Ausbildungsmöglich-
keiten zu eröffnen, die zu weiterführenden Lern- und 
Karrierewegen führen können.

Erfolgreiche Ansätze für diese Verknüpfung liegen in der 
„alternierenden Berufsbildung“ und im Modell der collec-
tive skill formation (siehe Kapitel 2), die auf die inhaltliche 
Abstimmung und politische Kooperation schulischer und 
betrieblicher Ausbildungsmaßnahmen zielen. Die zentrale 
Herausforderung im Zuge der Realisierung dieser System-
strukturen liegt in der Verankerung eines Berufsbildungs-
verständnisses (bzw. einer „Berufsbildungskultur“), in 
welchem die berufliche Bildung als eine gesellschaftliche 
und gesamtwirtschaftliche Aufgabe verstanden wird, von 
der mittel- und langfristig die verschiedenen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Akteure profitieren können. 
Die Vermittlung und Realisierung dieses allgemeinen bzw. 
kollektiven Nutzens ist dort, wo diese Strukturen traditi-
onell nicht gewachsen sind, mit größten Herausforderun-
gen verbunden. 

Den Nationalen Berufsbildungsagenturen kann in diesem 
Zusammenhang die Aufgabe obliegen, die verschiedenen  
Interessen der beteiligten Akteure institutionell zu bündeln,  
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zu verhandeln und in eine gemeinsame Berufsbildungs-
strategie zu überführen. Generell gilt, dass die Neu-
gründung einer „Regulierungsinstanz“ mit bereichsüber-
greifenden Aufgaben und Zuständigkeiten einerseits in  
die Konkurrenz zu bereits existierenden respektive etablier-
ten Instanzen tritt und andererseits die Akzeptanz dieser 
neuen Instanz im entsprechenden Geltungsbereich zu-
nächst allmählich wachsen muss. 

Konkret liegen die größten Herausforderungen für neu 
gegründete nationale Berufsbildungsagenturen also darin, 
eine tatsächliche Gestaltungs- bzw. Regulierungswirkung 
im Praxisfeld zu erreichen. Dies gilt insbesondere mit Blick  
auf die Aktivierung der Bereitschaften der Unternehmen 
zur Beteiligung an öffentlich-rechtlich standardisierten 
Berufsbildungsstrukturen.

Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wurden aus 
der empirischen und theoretischen Analyse die folgen-
den allgemeinen Empfehlungen identifiziert, die auch für  
die politische Beratung zur Weiterentwicklung von Be-
rufsbildungsstrukturen genutzt werden können:
1. Die Weiterentwicklung der beruflichen Bildung erfor-

dert einerseits die systematische Mitnahme der Interes-
sen der Akteure und insofern auch weniger direktive 
Handlungskoordination, zumindest dort, wo dies 
politisch vorstellbar und gewollt ist. Andererseits sind 
Handlungsregulative und -korrektive notwendig, um  
bestimmte allgemeine gesellschaftliche Zielsetzungen 
erreichen und um insofern eine politisch gewünschte  
Gestaltung gewährleisten zu können. Im Feld der 
beruflichen Bildung erfüllen zu diesem Zwecke die 
Berufsbildungsagenturen eine zentrale Funktion. Sie 
dienen der Einbindung der Stakeholder und dem Auf-
bau und der Weiterentwicklung von Dialogformen.  
Sektorbezogene – eher fachlich strukturierte und kom -
-petente – Nationale Berufsbildungsorganisationen 
können sehr wahrscheinlich die Akzeptanz bei den 
Akteuren erhöhen.

2. In den meisten Ländern existieren verschiedene Mo-
delle der beruflichen Bildung nebeneinander; wichtig 
ist es, diese verschiedenen Ansätze hinsichtlich ihrer 
gesellschaftlichen und ökonomischen Funktions-
erfüllung zu verstehen und ggf. weiter zu entwickeln. 
Ein Ansatz allein, der als dominantes Modell quasi 
monostrukturell und „top-down“ umgesetzt werden 
soll, könnte aufgrund traditioneller und bewährter 
Strukturen auf starke Widerstände stoßen. Vielmehr 
erscheint es sinnstiftend, die Verbindungen zwischen 

verschiedenen Ansätzen innerhalb eines polyvalenten 
Systemansatzes auszubauen. NBA können die Funktion 
übernehmen, diese verschiedenen Strukturentwick-
lungen zu fördern und die Abstimmung und Koopera-
tion zu ermöglichen.

3. Nationale Berufsbildungsagenturen agieren in der Regel  
auf der Grundlage von Berufsbildungsgesetzen oder 
alternativen Wirtschafts- oder Bildungsgesetzen. Sie 
werden aufgebaut und mit Zuständigkeiten für die be-
rufliche Bildung versehen, die zugleich in die Befugnis 
weiterer staatlicher Einrichtungen fallen (zum Beispiel 
Bildungsministerium, Ministerium für Arbeit und 
Soziales, Wirtschaftsministerium/ggf. branchen- oder 
sektorbezogene Ministerien; teilweise kommen neben 
den nationalen Instanzen regionale oder städtische 
Instanzen hinzu). In der Regel agieren die bisherigen 
Instanzen sehr viel länger im Feld der beruflichen 
Bildung. Die NBA steht nun also als zusätzliche und 
ressortübergreifende Einrichtung in der Konkurrenz zu 
den verschiedenen anderen Einrichtungen. Daher soll-
ten die Kompetenzen – soweit möglich – eindeutig und 
gesetzlich bestimmt und abgegrenzt werden, und zwar 
in Abstimmung mit den anderen staatlichen Einrich-
tungen. Dieser Prozess ist ausgesprochen aufwendig. 
Mit Blick auf den langfristigen Erfolg sollte für die NBA 
daher ggf. eine geringfügigere und zugleich realistische  
Zuständigkeitsbreite akzeptiert werden, im Rahme derer  
sich diese Einrichtung über die Jahre hinweg bewähren 
könnte.

4. Nationale Berufsbildungsagenturen sollten der Umset-
zung des Subsidiaritätsprinzips dienen. Damit liegen 
die Entscheidungen und Umsetzungsschritte näher an 
der Praxisrelevanz. Andererseits erhöht die Zuständig-
keit für die Durchführung und Kontrolle der Berufs-
bildung die Beteiligungsbereitschaft der privatwirt-
schaftlich organisierten Akteure.

5. Zum Zwecke der Beteiligungsbereitschaft der Unter-
nehmen an einem System überbetrieblich standardi-
sierter Berufsbildung können Verbundmodelle hilf - 
reich sein, mindestens jedoch die systematische insti - 
tutionelle Unterstützung der innerbetrieblichen 
Qualifizierung durch Berufsbildungsstätten, die durch 
Branchenverbände oder Ähnliches betrieben werden. 
Insbesondere dort, wo die Aus- und Fortbildungs - 
berufsbilder aufgrund einer ausgeprägten Fertigungs-
tiefe und Spezialisierung durch Einzelunternehmen 
nicht abgedeckt werden, sind solche Verbundansätze 
notwendig.

6. Ansätze der Qualitätsentwicklung müssen an vorhan-
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denen Grundstrukturen anknüpfen; dort also, wo eine 
institutionelle und ordnungspolitische Infrastruktur 
bereits existiert (Berufsbildende Schulen, Hochschulen, 
Private Training Providers, Standards, Curricula und 
Abschlussqualifikationen, Berufliches Bildungspersonal 
etc.) ist dieses weiterzuentwickeln, zusätzlich könnten 
output- und outcomebezogene Maßnahmen eingeleitet  
werden (Akkreditierungssysteme, Monitoring, Kompe-
tenzorientierung, Vergleichsansätze für die Kompetenz- 
feststellung und Kompetenzbewertung, auf Indikato-
ren bezogene Budgetierungen etc.). Dort, wo bestimmte 
Infrastrukturen nicht oder nur in Ansätzen existieren, 
müssen diese zunächst entwickelt werden, bevor die 
Ergebnisse von Lernprozessen erfasst werden können,  
die dort ja erst ermöglicht werden müssen. Ein gene-
reller bzw. alleiniger Fokus auf outcomeorientierte 
Ansätze, unabhängig von der Existenz inputorientierter 
Faktoren, ist daher sinnlos.

7. Die Erwartungen an die Wirkungsmächtigkeit nationa-
ler Berufsbildungsagenturen darf nicht überhöht werden.  
Sie dienen als Vermittlungsinstanzen und ordnungs-
stiftende Einrichtungen. Die Möglichkeiten der Funk - 
tions ausübung sind im Wesentlichen abhängig von 
der Akzeptanz dieser Einrichtungen im nationalen 
Bildungs- und Berufsbildungskontext. Die erfolgreiche 
Aktivität einer NBA hängt insofern davon ab, inwieweit 
der Bedarf bei den betroffenen Akteuren tatsächlich 
vorhanden ist und aktive Beteiligung daher voraus-
gesetzt werden kann. Grundsätzlich und insbesondere 
im Fall reiner Top-Down-Ansätze ist ein „sehr langer 
Atem“ notwendig, bevor die Wahrnehmung der Zweck-
setzungen erfolgt.

Zusammenfassend können die folgenden Punkte für die 
Entwicklung von Nationalen Berufsbildungsagenturen 
hervorgehoben werden:
• Es sind Interessen zu identifizieren, die an konkrete 

lokale und regionale Bedarfe anknüpfen. Was sind die 
(betrieblichen) Erwartungen an Formen der beruf-
lichen Bildung? Welche weiteren bildungspolitischen 
Ansprüche lassen sich mit diesen konkreten Bedarfen 
verbinden?

• Wer kann diese Interessen systematisch einbringen und  
vertreten? Gibt es Verbände oder andere arbeitgeber-  
und arbeitnehmernahe bzw. öffentlich legitimierte 
Interessenvertretungen? Zu vermeiden ist die Einrich-
tung politischer gremienartiger Institutionen, die keine 
Rückbindung an die handelnden Akteure, die für die 
Umsetzung der Entscheidungen verantwortlich sind, 

aufweisen.
• Vorteilhaft ist die Realisierung subsidiär angelegter 

Entscheidungs-, Verantwortungs-, Umsetzungs- und 
Kontrollstrukturen. Dort, wo die Umsetzung erfolgt, 
müssen Entscheidungs- und Kontrollbefugnisse liegen. 
Nützlich hierfür sind regionale oder lokale „Brücken-
köpfe“, also Institutionen, in denen die Bedarfe vor Ort 
kommuniziert und in Maßnahmen umgesetzt werden 
können. 

• Die nationale Instanz, also die „zentrale“ Nationale Be - 
rufsbildungsagentur, dient der Vermittlung von Inte-
ressen, der inhaltlichen Koordinierung verschiedener 
Ansätze und der Unterstützung der regionalen und  
lokalen Aktivitäten. Informationsgewinnung, Forschung 
und Entwicklung sind hierfür wichtige Voraussetzun-
gen.

• Die Realisierung von solchen Strukturen wird in Kul-
turen, in denen demokratisch angelegte Prozesse der 
Findung von Kompromisslösungen nicht die Regel sind,  
sehr schwierig sein. Hilfreich sind kontinuierliche 
Informationsveranstaltungen und Weiterbildungsmaß-
nahmen mit zentralen Akteuren und Multiplikatoren. 
Die Relevanz von Entwicklungsschritten und Maßnah-
men ist zu kommunizieren bzw. zu erklären.

• In der Standardisierung der inhaltlichen Ausrichtung 
der Aus- und Weiterbildung und der Überprüfung und 
Zertifizierung liegt eine zentrale Aufgabe der NBA bzw. 
der regionalen Instanzen. Die inhaltlichen Ausrichtun-
gen sollten nicht als Reißbrettkonstruktionen ent-
stehen, sondern an Bedarfe anknüpfen – einerseits in 
Bezug auf das erforderliche (betriebliche/berufliche) 
Wissen und Können, andererseits hinsichtlich der 
Umsetzungsmöglichkeiten von Qualifizierungspro-
zessen in den Schulen und Betrieben. Allzu komplexe 
Aus- und Weiterbildungsberufsbilder, die weit über 
die Anforderungen hinausgehen, stellen „ausbildungs-
hemmende Vorschriften“ dar und sind – mindestens 
zunächst – zu vermeiden. 

• Berufsbildung im Sinne der Standardisierung und Ab-
stimmung schulischer Ausbildungs- und betrieblicher 
Qualifizierungsprozesse liegt im Schnittfeld bildungs-
politischer, arbeitsmarktpolitischer, sozialpolitischer 
und wirtschaftspolitischer Interessen. Die Ansiedlung 
der NBA an ein einzelnes Ministerium ist zu vermeiden. 
NBA sollten eigenständig agieren können, aber an  
die Kompetenzen (Zuständigkeiten) der verschiedenen 
Ministerien angebunden werden.

• Die zentrale Ausrichtung der Arbeit in den NBA ist 
auf die Unterstützung der handelnden Akteure zu 
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richten. Eine NBA sollte sich im Wesentlichen als eine 
Dienstleistungseinrichtung verstehen, nur in zweiter 
Linie als eine Einrichtung, die eine ordnungsstiftende 
Legitimation und Funktion besitzt. Das Ausmaß und 
die Reichweite der Zuständigkeiten sollten Stück für 
Stück weiter entwickelt werden. Die Maßnahmen der 
NBA müssen sich zunächst bewähren, Akzeptanz ist 
allmählich aufzubauen.

6.2 

WEITERER UNTERSUCHUNGSBEDARF 
UND IDENTIFIZIERUNG VON WIR-
KUNGS- UND AKZEPTANZFAKTOREN 

Die vorliegende Studie präsentiert grundsätzliche Heraus - 
forderungen und Prinzipien für die Entwicklung, Gestal-
tung und politische Steuerung von Berufsbildungsstruk-
turen. Ein spezieller Fokus der Betrachtung liegt auf den 
nationalen Berufsbildungsagenturen, die insbesondere 
dort eingerichtet werden, wo die traditionelle ordnungs-
politische Steuerungsstrategie nicht ausreicht, um wirt-
schaftlich agierende Institutionen und informelle und 
traditionelle Qualifizierungsprozesse einzubinden.

Die vorgestellten Beispiele stellen nur eine Auswahl von 
vielen Fällen dar. Es soll auf der Basis von Fallbeispielen 
deutlich werden, welche Rolle nationale Berufsbildungs-
agenturen im Rahmen der Weiterentwicklung der be-
ruflichen Bildung gewinnen, wie sie organisiert sind und 
welche Möglichkeiten und Grenzen diesen Einrichtungen 
obliegen. Mit der Untersuchung erfolgt ein erster syste-
matischer Zugriff auf die Thematik, der fortzusetzen ist. Es 
ist im Rahmen der Untersuchung deutlich geworden, dass 
zu der Arbeit nationaler Berufsbildungsagenturen keine 
nennenswerten wissenschaftlichen Forschungsarbeiten 
vorliegen, weder im nationalen, noch im internationalen 
Kontext. Hier besteht grundsätzlich ein großer Unter-
suchungsbedarf, um die Entwicklung nationaler Berufs-
bildungsstrukturen zu rekonstruieren und zu verstehen. 
Auf dieser Basis können Erfahrungs- und Wissensbestän-
de systematisch gesichert und für zukünftige Vorhaben 
genutzt werden.

Die Erhebungen für die Fallstudien im Rahmen der vor-
liegenden Untersuchung waren beschränkt. Es fand eine 
Recherche zu den themenbezogenen Dokumenten und 
Literaturbeständen statt; diese sind jedoch ausgesprochen 
überschaubar. Auch in den Landessprachen liegen nicht 
viele Befunde und Daten vor. Der Ansatz, weitergehende  
und vertiefende Einsichten über leitfragegestützte Inter-
views mit Experten aus den betroffenen Ländern zu  
gewinnen, hat nur in Ansätzen funktioniert. Auf die di ver - 
sen Kontaktaufnahmen wurde nur zum Teil reagiert,  
die darüber gewonnenen Informationen waren deutlich 
beschränkt.
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Ohne die direkte Kontaktaufnahme und Recherche vor 
Ort bleiben die Beschreibungs- und Erklärungsmöglich-
keiten sehr beschränkt. Es wird empfohlen, für die ver-
tiefenden Analysen zu einzelnen Ländern und der Rolle 
und Wirkung der nationalen Berufsbildungsagenturen 
Feldstudien durchzuführen, im Rahmen derer Primär-
informationen über problemzentrierte Experteninter-
views gewonnen werden können. 

Vor allem sind Aussagen zu den genauen Funktionsweisen  
und Wirkungsmöglichkeiten nationaler Berufsbildungs-
agenturen sehr viel genauer zu überprüfen. Es gibt zwar 
Aussagen dazu, inwieweit die jeweiligen nationalen Be-
rufsbildungsagenturen erfolgreich oder weniger erfolgreich 
agierten. Konkrete evidenzbasierte Aussagen zur Akzep-
tanz und Wirkung dieser Einrichtungen liegen jedoch 
nicht vor und können hier nicht präsentiert werden. 

Mindestens sind die Sichtweisen bzw. Bewertungen der 
unterschiedlichen und betroffenen Akteure und Institu-
tionen systematisch zu erheben, um ein ausgewogenes 
Bild der Akzeptanz und Wirkung nationaler Berufsbil-
dungsagenturen zu erhalten. Die Erhebung dieser ver - 
schiedenen Einschätzungen könnte auf der Basis ausge-
suchter Kriterien erfolgen. Es ginge mithin um die Ein-
schätzung diverser Erfolgskriterien. 

Einerseits sind daher alle beteiligten Institutionen/Akteure/ 
Interessenvertretungen zu befragen, quasi die verschie-
denen „Bänke“, die an der Arbeit einer nationalen Berufs-
bildungsagentur beteiligt sind (Staatliche Vertretungen, 
Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, Training Providers 
u. a.). Von diesen Parteien sind andererseits die Einschät-
zungen zu ausgesuchten Erfolgsfaktoren zu erheben 
(Einschätzung zur Akzeptanz der NBA in verschiedenen 
Zusammenhängen, zur Qualität der Dienstleistungen,  
zur Relevanz der konkreten Maßnahmen etc.). Diese Er-
folgsfaktoren wären auf der Basis einer möglichst breiten 
 Palette unterschiedlicher Indikatoren abzufragen, und 
zwar auf der Basis eines Fragebogens, einer telefonischen 
Befragung oder einer Online-Befragung. Wichtig wäre hier - 
für, nicht die involvierten bzw. in der NBA tätigen Akteure  
zu befragen, sondern die handelnden Akteure vor Ort in 
den diversen Einrichtungen. Auf dieser Basis kann ein Bild 

gewonnen werden zu der Akzeptanz und zu den wahrge-
nommenen Wirkungsmächtigkeiten der NBA. Vorstellbar 
wäre es, solche Erhebungen in bestimmten Zeitabständen 
zu wiederholen, um Tendenzen und Entwicklungen zu 
erkennen. 

Die generelle Vermutung ist, dass Akzeptanz, Wirkungs-
möglichkeiten und die Erfolge der NBA unmittelbar zu - 
sammenhängen.
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